Thuringer Wassergesetz

(ThaurwaG)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Februar 1999

(GVBI. Nr. 4 vom 16.02.1999, S. 114),
zuletzt geadndert durch Artikel 2 des Thiringer Gesetzes zur Anderung von Behdrdenbezeichnungen
nach Errichtung der Landesanstalt fir Umwelt und Geologie vom 4. September 2002 (GVBI. S. 303)
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Erster Teil

Allgemeine Bestimmungen

Erster Abschnitt

Gemeinsame Bestimmungen fur alle Gewasser

§1 Gewadsser

(1) Dieses Gesetz gilt

1. fir folgende Gewasser:
a) das standig oder zeitweilig in Betten flielende oder stehende oder aus Quellen wild abflie-
Rende Wasser (oberirdische Gewasser),
b) das Grundwasser,

2. fur das nicht aus Quellen wild abflieRende Wasser.

(2) Die fur Gewasser geltenden Bestimmungen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in der Fassung
vom 12. November 1996 (BGBI. | S. 1695), geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30. April 1998
(BGBI. | S. 823), in der jeweils geltenden Fassung, unbeschadet des § 22, und dieses Gesetzes sind
nicht anzuwenden auf:

StralRenseitengraben als Bestandteil von Strafien,

zeitweilig wasserfihrende Graben,

Be- und Entwasserungsgraben,

Grundstlicke, die zur Fischzucht oder Fischhaltung oder zu anderen nicht wasserwirtschaftlichen
Zwecken mit Wasser bespannt und mit einem Gewasser kiinstlich oder nicht verbunden sind,
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soweit sie von wasserwirtschaftlich untergeordneter Bedeutung sind.

§2 Begriffsbestimmungen fiir oberirdische Gewasser

(1) FlieBende Gewasser sind natlrliche Gewasser, wenn sie in natirlichen Betten flieRen; sie sind
kiinstliche Gewasser, wenn sie in kunstlichen Betten flieRen. Ein natirliches Gewasser verliert diese
Eigenschaft nicht durch kinstliche Veranderung.

(2) Stehende Gewasser sind Wasseransammlungen ohne sténdigen, natlrlichen oberirdischen Ab-
fluss.

§3 Gewassereinteilung

Die Gewasser mit Ausnahme des Grundwassers, des aus Quellen wild abflieRenden Wassers und der
Heilquellen werden nach ihrer wasserwirtschaftlichen Bedeutung eingeteilt in

1. Gewasser erster Ordnung: die in Anlage 1 genannten Gewasser und Bundeswasserstrallen,
2. Gewasser zweiter Ordnung: alle Gbrigen Gewasser.

§4 Eigentum am Gewaisserbett

(1) Das Bett der Gewasser erster Ordnung steht im Eigentum des Landes.



(2) Das Bett eines natirlich flieRenden Gewassers zweiter Ordnung steht im Eigentum der Gemeinde,
in der es liegt.

(3) Bestehende Eigentumsrechte an oberirdischen Gewassern bleiben unberiihrt.

(4) Zugunsten des Landes ist die Enteignung des Bettes von Gewassern erster Ordnung, zugunsten
der Gemeinden ist die Enteignung des Bettes von Gewassern zweiter Ordnung zulassig, wenn es das
Wohl der Allgemeinheit erfordert. Die Zulassigkeit von Enteignungen richtet sich nach dem Thuringer
Enteignungsgesetz.

§5 Uferlinie

(1) Die Grenze zwischen dem Gewasser und den Ufergrundstiicken (Uferlinie) wird durch die Linie
des Mittelwasserstandes bestimmt.

(2) Als Mittelwasserstand gilt das Mittel der Jahresmittelwasserstande derjenigen zwanzig Jahre, die
jeweils dem letzten Jahre vorangehen, in dessen Jahreszahl die Zahl Finf aufgeht. Fehlen Pegelbeo-
bachtungen fir diesen Zeitabschnitt, so kann eine andere Jahresreihe verwendet werden.

(3) Die Uferlinie kann, auch wenn keine Pegelbeobachtungen vorliegen, durch die Wasserbehdrde
festgesetzt und, soweit erforderlich, bezeichnet werden. Die Beteiligten sind zu héren. Jeder Beteiligte
kann verlangen, dass die Uferlinie auf seine Kosten festgesetzt und bezeichnet wird.

§6 Eigentumsgrenzen

(1) Ist das Gewasserbett ein selbstandiges Grundstlick, so wird die Eigentumsgrenze zwischen dem
Gewasserbett und den Ufergrundstiicken durch die Uferlinie bestimmt.

(2) Bildet das Gewasserbett mit den Ufern ein selbsténdiges Grundstlick, so bestimmt sich die Eigen-
tumsgrenze zu den angrenzenden Grundstiicken nach dem Liegenschaftskataster.

(3) Steht das Eigentum an dem Gewasserbett den Eigentiimern der Ufergrundstlicke zu, so bestimmt
sich die Eigentumsgrenze im Gewasserbett vorbehaltlich einer abweichenden privatrechtlichen Rege-
lung wie folgt:

1. fUr gegenuberliegende Grundstiicke durch eine Linie, die in der Mitte des Gewassers bei Mittel-
wasserstand verlauft;

2. fir nebeneinanderliegende Grundstlicke durch eine vom Schnittpunkt ihrer Grenze mit der Uferli-
nie senkrecht auf die vorbezeichnete Mittellinie zu ziehende Linie.

(4) Ist die Regelung nach Absatz 3 wegen der besonderen Form des Gewassers nicht anwendbar, so
steht das Eigentum am Gewasser den Eigentiimern der Ufergrundstiicke nach dem Verhaltnis ihrer
Anteile an der Uferlinie zu.

(5) Bei Eigentumsanderungen nach den §§ 7 bis 10 wird die neue Eigentumsgrenze durch die neue
Uferlinie bestimmt.

§7 Verlandung

(1) Bei einem flieRenden Gewasser wachst eine durch allmahliches Anlanden oder durch Zurlicktreten
des Wassers entstandene Verlandung den Eigentiimern der Ufergrundstiicke zu, wenn die Verlan-
dung mit dem bisherigen Ufer bei Mittelwasserstand zusammenhangt, sich darauf Pflanzenwuchs
gebildet hat und danach drei Jahre verstrichen sind.

(2) Wéachst die Verlandung nach Absatz 1 an einer Stelle, an der nebeneinanderliegende Grundstiicke
zusammentreffen, zu, so verlauft die Grundstiicksgrenze auf der Verlandung in Verlangerung der bis-
herigen Grundstiicksgrenze bis zum Schnitt mit der neu gebildeten Uferlinie. Schneiden sich im Be-



reich der Verlandung diese Verlangerungen, so verlauft die Grundstiicksgrenze von dem Schnittpunkt
aus in der Winkelhalbierenden der sich schneidenden Grenzen bis zu der Uferlinie.

(3) Bei einem stehenden Gewasser, dessen Grenzen sich nach § 6 Abs. 1 bestimmen, tritt im Falle
einer Verlandung keine Eigentumséanderung ein. Der Eigentiimer hat den friiheren Anliegern den Zu-
tritt zum Gewasser zu gestatten, soweit dies zur Ausiibung des Gemeingebrauchs in dem bisherigen
Umfang erforderlich ist.

§8 Uberflutung

Werden an einem flieRenden Gewasser, dessen Bett ein selbstandiges Grundstiick im Sinne des § 6
Abs. 1 oder 2 ist, infolge natirlicher Ereignisse Ufergrundstiicke und dahinterliegende Grundstiicke
bei Mittelwasserstand dauernd Uberflutet, so wachst das Eigentum an den Uberfluteten Flachen dem
Eigentimer des Gewasserbettes zu, jedoch in den Fallen des § 11 Abs. 1 Satz 2 erst, wenn das Recht
auf Wiederherstellung des urspriinglichen Zustands erloschen ist.

§9 Uferabriss

Wird ein Stiick Land durch Naturgewalt vom Ufer abgerissen und mit einem anderen Grundstlck ver-
einigt, so wird es zu dessen Bestandteil, jedoch in den Fallen des § 11 Abs. 1 Satz 2 erst, wenn das
Recht auf Wiederherstellung des urspriinglichen Zustands erloschen ist.

§10 Bildung eines neuen Gewasserbettes

Hat sich ein flieRendes Gewasser infolge natirlicher Ereignisse fiir dauernd ein neues Bett geschaf-
fen, so geht das Eigentum am neuen Gewasserbett auf den Eigentimer des alten Gewasserbettes
uber.

§11 Entschadigung, Wiederherstellung

(1) In den Fallen der §§ 8 bis 10 hat der Eigentiimer des Gewasserbettes den bisherigen Eigentimer
zu entschadigen. Im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, innerhalb eines im Zusammenhang
bebauten Ortsteils, auf anderen Grundstiicken mit genehmigter baulicher Nutzung und bei geneh-
migten Fischteichanlagen kann der bisherige Eigentimer anstelle der Entschadigung den urspringli-
chen Zustand wiederherstellen, wenn mit der Veranderung des Gewasserbettes die zulassige oder
genehmigte Nutzung seines Grundstiicks erheblich beeintrachtigt wird.

(2) Der frihere Zustand ist vom Unterhaltungspflichtigen wiederherzustellen, wenn es das Wohl der
Allgemeinheit erfordert und die Wasserbehdrde dies verlangt.

(3) Das Recht auf Entschadigung und Wiederherstellung erlischt nach drei Jahren. Die Frist beginnt
mit Ablauf des Jahres, in dem die Veranderung eingetreten ist. Die §§ 202 bis 225 des Birgerlichen
Gesetzbuchs gelten entsprechend.

§12 Verlassenes Gewasserbett, Inseln

(1) Wird ein Gewasserbett vom Wasser verlassen oder tritt in einem Gewasser eine Erderhebung
hervor, die den Mittelwasserstand iberragt und bei diesem Wasserstand nach keiner Seite hin mit
dem Ufer zusammenhangt (Insel), so bleibt das Eigentum an den hierdurch entstandenen Landfla-
chen unverandert. Das Gleiche gilt, wenn bei der Bildung eines neuen Gewasserbettes Grundstiicke
zu einer Insel werden.

(2) Die §§ 5 bis 11 gelten fir Inseln entsprechend.



§13 Kreis- und Gemeindegrenzen

Verlauft die Kreis- oder Gemeindegrenze in der Gewassermitte oder wird sie durch die Uferlinie gebil-
det, so bewirken Eigentumsanderungen nach den §§ 7 bis 10 eine entsprechende Anderung der
Kreis- oder Gemeindegrenzen.

§14 Duldungspflicht des Eigentiimers

(1) Der Eigentiimer hat die Gewasserbenutzung durch einen anderen zu dulden, soweit der andere
eine Erlaubnis oder Bewilligung fiir diese Benutzung hat oder eine erlaubnisfreie Benutzung ausubt.

(2) Diese Duldungspflicht gilt nicht fur

1. das Entnehmen fester Stoffe aus oberirdischen Gewassern,

2. Talsperren sowie Rickhalte- und Speicherbecken,

3. oberirdische Gewasser, die in Hofraumen, Betriebsgrundstiicken, Garten und Parkanlagen liegen
und wenn sie den Eigentimern dieser Grundstiicke oder Anlagen gehoren.

§15 Benutzungen

(1) Die Bestimmungen des Wasserhaushaltsgesetzes und dieses Gesetzes Uber die Benutzungen der
Gewasser gelten auch fir

1. das Betreiben von Hafen, Lade- und Léschplatzen sowie Werftanlagen,
2. das Errichten und Betreiben von Fahren sowie
3. den Umschlag wassergefahrdender Stoffe von Schiff zu Schiff.

(2) Fur diese Benutzungen darf eine Bewilligung nicht erteilt werden.

§ 16 Benutzungsbedingungen und Auflagen

(1) Benutzungsbedingungen nach § 4 des WHG konnen insbesondere zur ndheren Bestimmung tber
Art, Mal® und Umfang von Eingriffen in den Wasserhaushalt erteilt werden.

(2) Auflagen nach § 4 WHG konnen insbesondere erteilt werden, um nachteilige Wirkungen fiir

die Ordnung des Wasserhaushalts,

die Gesundheit der Bevdlkerung,

die Sicherheit und Ordnung auf oder unmittelbar am Gewasser,
den Naturschutz und die Landschaftspflege,

das Wohnungs- und Siedlungswesen sowie den Verkehr,

die Land- und Forstwirtschaft sowie die Fischerei,

den Bergbau und die gewerbliche Wirtschaft,

die Nutzung von Wasserkraft,

den Fremdenverkehr
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zu verhlten oder auszugleichen.

(3) Bei Grundwasserabsenkungen ist das enthommene Wasser vor Verunreinigungen zu schiitzen
und - soweit zumutbar und wasserwirtschaftlich geboten - dem Grundwasserleiter wieder zuzufiihren.

§17 Erlaubnis

Die Erlaubnis nach § 7 WHG schliel3t eine nach § 58 Abs. 3 Nr. 7 oder § 79 oder nach baurechtlichen
Vorschriften erforderliche Genehmigung oder Zustimmung ein.



§18 Voraussetzungen fiir bestimmte Erlaubnisse

(1) Eine Erlaubnis fur Benutzungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 WHG darf nur erteilt werden, wenn durch die
Einleitung eine wesentliche Beeintrachtigung der vorhandenen Gewassergute nicht zu besorgen ist;
Festlegungen in Abwasserbeseitigungsplanen und in Anpassungsbescheiden nach § 25 bleiben unbe-
ruhrt.

(2) Eine Erlaubnis fur Benutzungen nach § 15 Abs. 1 darf nur erteilt werden, wenn eine wesentliche
Beeintrachtigung von Gewassern nicht zu besorgen ist. § 25 Abs. 2 bleibt unberihrt.

§19 Erlaubnisfreiheit

Eine Erlaubnis ist nicht erforderlich, soweit im Rahmen der Gewasseraufsicht Malnahmen durchge-
fuhrt werden. Das Gleiche gilt, wenn aufgrund einer behoérdlichen Anordnung MaRnahmen durchzu-
fUhren sind, sofern die Wasserbehorde die Anordnung getroffen oder dieser zugestimmt hat.

§20 Gehobene Erlaubnis

(1) Eine Erlaubnis fur die Benutzung von Gewassern kann auch in der Form der gehobenen Erlaubnis
erteilt werden, wenn eine Benutzung, die im 6ffentlichen Interesse liegt, insbesondere den Zwecken
der

1. offentlichen Abwasserbeseitigung,

2. offentlichen Energieversorgung oder

3. Be- oder Entwasserung landwirtschaftlich genutzter Flachen durch eine Korperschaft des 6ffentli-
chen Rechts

dienen soll. Das Gleiche gilt fur eine Benutzung unter den Voraussetzungen des § 8 Abs. 2 Satz 1
WHG, soweit fir diese keine Bewilligung erteilt werden kann. Fir die gehobene Erlaubnis gelten § 8
Abs. 3 und § 10 WHG und § 22 entsprechend. Die gehobene Erlaubnis ist als solche zu bezeichnen.

(2) Der § 12 Abs. 2 WHG gilt entsprechend.

(3) Fir eine Entschadigung gilt § 8 Abs. 3 Satz 2 WHG entsprechend. Der Betroffene kann von dem
Inhaber einer gehobenen Erlaubnis eine Entschadigung auch wegen nachteiliger Wirkungen einer
erlaubten Benutzung verlangen.

§21 Bewilligung

(1) Fur die Bewilligung gilt § 17 entsprechend.

(2) Fur die durch die Bewilligung verliehene Rechtsstellung finden die Bestimmungen des birgerlichen
Rechts iber den Schutz des Eigentums entsprechende Anwendung.

§ 22 Einwendungen im Bewilligungsverfahren

(1) AuRer in den Fallen des § 8 Abs. 3 WHG kann gegen die Erteilung einer Bewilligung Einwendun-
gen erheben, wer dadurch erhebliche Nachteile zu erwarten hat, dass die Benutzung

1. den Wasserabfluss verandert, das Wasser verunreinigt oder sonst in seinen Eigenschaften ver-
andert,

den Wasserstand verandert,

die bisherige Benutzung seines Grundstlicks beeintrachtigt,

seiner Wassergewinnungsanlage Wasser entzieht oder

die ihm obliegende Gewasserunterhaltung erschwert.
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(2) Die Bewilligung darf auch erteilt werden, wenn der aus der beabsichtigten Benutzung zu erwar-
tende Nutzen den flr den Betroffenen zu erwartenden Nachteil erheblich tbersteigt.

§23 Zusammentreffen mehrerer Erlaubnis- oder Bewilligungsantrage

Treffen mehrere Erlaubnis- oder Bewilligungsantrage flir Benutzungen zusammen, die sich auch bei
Festsetzung von Bedingungen und Auflagen gegenseitig teilweise oder ganz ausschlielen wiirden, so
ist zunachst die Bedeutung der Benutzung fir das Wohl der Allgemeinheit und sodann die wirtschaftli-
che Bedeutung mafigebend. Sonst entscheidet die zeitliche Reihenfolge der Antrage.

§24 Ausgleich von Rechten und Befugnissen

Der Ausgleich von Rechten und Befugnissen nach § 18 WHG ist unter Abwagung der Interessen der
Beteiligten und unter BerUcksichtigung des Gemeingebrauchs nach billigem Ermessen vorzunehmen.
Ausgleichszahlungen sind nur festzusetzen, soweit Nachteile nicht durch Vorteile aufgewogen wer-
den.

§25 AnpassungsmaRnahmen

(1) Die oberirdischen Gewasser sind so zu bewirtschaften, dass der Zustand maRiger Belastung nicht
Uberschritten wird. Andere Beschaffenheitsziele in Bewirtschaftungsplanen, Reinhalteordnungen oder
internationalen Vorschriften und Vereinbarungen bleiben unberihrt. Bei oberirdischen Gewassern,
deren Beschaffenheit nicht den Anforderungen nach Satz 1 entspricht, kann die zustandige Wasser-
behorde Anordnungen zur Anpassung vorhandener Benutzungen treffen, um dieses Beschaffenheits-
ziel zu verwirklichen. Eine Verschlechterung der erreichten Beschaffenheit eines Gewassers soll nicht
erfolgen.

(2) Vorhandene Gewasserbenutzungen, die den Anforderungen dieses Gesetzes oder des Wasser-
haushaltsgesetzes nicht entsprechen, sind innerhalb angemessener Frist anzupassen oder auller
Betrieb zu nehmen. Die Wasserbehorde kann hierzu Anordnungen treffen. Die oberste Wasserbe-
hérde kann durch Rechtsverordnung fiir bestimmte Abwassereinleitungen Fristen bestimmen, inner-
halb derer die Anpassungsmaflnahmen zur Gewahrleistung der Anforderungen nach § 7a Abs. 1 Satz
3 oder Abs. 2 WHG abgeschlossen sein missen. Die in Bewirtschaftungsplanen, Reinhalteordnungen,
verbindlichen Vorschriften internationaler Vereinbarungen vorgeschriebenen Fristen sind zu beachten.

§ 26 Verzicht

Auf eine Erlaubnis, eine Bewilligung, ein altes Recht oder eine alte Befugnis kann der Unternehmer
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Wasserbehdrde verzichten.

§27 Vorkehrungen bei Erloschen einer Erlaubnis, einer Bewilligung, eines alten Rechts
oder einer alten Befugnis

(1) Ist eine Erlaubnis oder eine Bewilligung ganz oder teilweise erloschen, so kann die Wasserbe-
hérde den Unternehmer verpflichten,

1. die Wasserbenutzungsanlage ganz oder teilweise auf seine Kosten zu beseitigen und den friihe-
ren Zustand wiederherzustellen,

2. auf seine Kosten Vorkehrungen zu treffen, die geeignet sind, nachteilige Folgen zu verh(ten,
oder

3. eine Stauanlage unter den Voraussetzungen des § 46 weiter zu unterhalten oder die Unterhal-
tung nach § 46 Abs. 2 Nr. 1 zu dulden.

Die dem Unternehmer obliegenden Pflichten nach den Nummern 1 bis 3 kénnen dem Ausbau- oder
Unterhaltungspflichtigen durch schriftlichen Vertrag tbertragen werden.



(2) Steht eine Anordnung nach Absatz 1 in Zusammenhang mit der Beschrankung oder Ricknahme
einer Bewilligung nach § 12 Abs. 1 WHG, so ist dafir Entschadigung zu leisten.

(3) Ist eine Erlaubnis oder Bewilligung, ein Gewasser mittels einer Wasserbenutzungsanlage zu be-
nutzen, erloschen, so kann die Anlage oder, wenn sie wesentlicher Bestandteil eines Grundstiicks ist,
das Grundsttick, soweit es flr die Anlage benétigt wird, zum Wohl der Allgemeinheit enteignet werden.
Der Betroffene ist zu entschadigen.

(4) Die Wasserbehorde stellt die Zulassigkeit der Enteignung nach Absatz 3 fest. Im Ubrigen gelten
die Vorschriften tber das Enteignungsverfahren.

(5) Diese Vorschriften gelten bei Erldschen alter Rechte oder alter Befugnisse entsprechend.

§28 Wasserschutzgebiete

(1) Die Wasserbehorde kann durch Rechtsverordnung Wasserschutzgebiete festsetzen. Sie hat darin
die Schutzbestimmungen und Anordnungen nach § 19 Abs. 2 WHG festzulegen und den Begtinstig-
ten zu bezeichnen. Durch die Schutzbestimmungen kdnnen die Eigentimer und Nutzungsberechtig-
ten von Grundstiicken insbesondere zur Vornahme bestimmter Handlungen verpflichtet werden, so-
weit dies zur Erreichung der Schutzziele erforderlich ist. Festgesetzte Wasserschutzgebiete sollen im
Liegenschaftskataster nachgewiesen werden.

(2) Die Wasserschutzgebiete kénnen in Zonen mit verschiedenen Schutzbestimmungen eingeteilt
werden.

(3) Fir mehrere Wasserschutzgebiete kann die oberste Wasserbehérde durch Rechtsverordnung
Anordnungen nach § 19 Abs. 2 WHG zum Gewasserschutz treffen. Die Befugnisse der oberen Was-
serbehdrde bleiben unberihrt. Der § 117 Abs. 1 und 3 findet keine Anwendung.

(4) Verbote, Beschrankungen und Duldungspflichten nach § 19 Abs. 2 WHG kdnnen von der Wasser-
behorde durch Anordnung fiir den Einzelfall erlassen werden.

(5) Die Wasserbehorde kann auch auRerhalb eines Wasserschutzgebietes Handlungen und Maf3-
nahmen untersagen, wenn diese auf das Gewasser einwirken oder einwirken kdénnen und dadurch der
Bestand einer Wasserversorgungsanlage gefahrdet wird oder die Gefahrdung eines fir die Wasser-
versorgung bendtigten Gewassers zu besorgen ist. Sind bereits Schaden entstanden, trifft die Was-
serbehdrde die zur Beseitigung und Sanierung erforderliche Anordnung. Der § 19 Abs. 3 WHG gilt
entsprechend.

§29 Wasservorbehaltsgebiete

(1) In einem als Wasserschutzgebiet vorgesehenen Gebiet (Wasservorbehaltsgebiet) kann die Was-
serbehdrde durch Rechtsverordnung oder im Einzelfall vorlaufige Anordnungen nach § 19 Abs. 2
WHG treffen. Die vorlaufige Anordnung ist aufzuheben, sobald Gber die Festsetzung entschieden ist.
Sie tritt spatestens nach Ablauf von zwei Jahren aul3er Kraft. Wenn besondere Umstande es erfor-
dern, kann die Frist bis zu einem weiteren Jahr verlangert werden.

(2) Im Fall des Absatzes 1 obliegt dem Land die Entschadigungspflicht.

§ 30 Vorbeugender Gewasserschutz

(1) Um Gefahren fir die Gewasser zu vermeiden, dirfen wassergefahrdende Stoffe fir land- und
forstwirtschaftliche Zwecke sowie zur Bodenverbesserung nur in dem Umfang auf den Boden auf- und
in den Boden eingebracht werden, dass davon ausgegangen werden kann, dass sie von Pflanzen
aufgenommen, im Boden unschadlich umgewandelt oder festgelegt werden kdnnen. Weiter gehende
Bestimmungen anderer Rechtsvorschriften bleiben unberihrt.
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(2) Die Wasserbehorde kann durch Rechtsverordnung Wasserschutzgebiete nach § 19 Abs. 1 Nr. 3
WHG festsetzen und insbesondere festlegen, dass

1. Dunge- oder Pflanzenschutzmittel nicht, nur zu bestimmten Zeiten oder in bestimmten Mengen
angewendet werden durfen,

2. beim Anwenden von Diinge- oder Pflanzenschutzmitteln bestimmte Arbeitsweisen eingehalten
oder Techniken angewendet werden missen oder

3. bestimmte Pflanzenkulturen oder Anbauweisen nicht zulassig sind.

Zweiter Abschnitt

Entgelt fur Wasserentnahmen

§ 31 (aufgehoben)

§ 32 (aufgehoben)

§33 (aufgehoben)

§ 34 (aufgehoben)

§ 35 (aufgehoben)

§ 36 (aufgehoben)

Zweiter Teil

Besondere Bestimmungen

Erster Abschnitt

Besondere Bestimmungen fiir oberirdische Gewasser
§37 Gemeingebrauch

(1) Jedermann darf oberirdische Gewasser mit Ausnahme von Talsperren, die der 6ffentlichen Trink-
wasserversorgung dienen, sowie kiinstlichen fliekenden Gewassern zum Baden, Tauchen mit und
ohne Atemgerat, Tranken, Schwemmen, Schépfen mit Handgefalen, Eissport und Befahren mit klei-
nen Fahrzeugen ohne eigene Triebkraft benutzen, soweit nicht andere Rechtsvorschriften oder
Rechte anderer entgegenstehen und soweit Befugnisse anderer dadurch nicht beeintrachtigt werden.
Dasselbe gilt fur das Einleiten von nicht verunreinigtem Quell- und Grundwasser und fur Nieder-
schlagswasser, das nicht von gewerblich genutzten Flachen abgeleitet wird.

(2) Absatz 1 gilt nicht fir Gewasser, die in Hofrdumen, Betriebsgrundstiicken, Garten und Parkanla-
gen liegen.

(3) Die Wasserbehorde kann an kiinstlichen flieRenden Gewassern den Gemeingebrauch zulassen.
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(4) Die Wasserbehorde kann den Gemeingebrauch durch Rechtsverordnung oder im
Einzelfall regeln, insbesondere

1. den Gemeingebrauch zum Wohl der Allgemeinheit, vornehmlich zum Schutz des Wasserhaus-
haltes, beschranken oder ausschlie3en,

2. das Befahren mit Motorbooten als Gemeingebrauch oder im Einzelfall gestatten, soweit dadurch
eine Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit nicht zu erwarten ist,

2a. Bestimmungen zur Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf den Gewassern treffen; hierzu
kann eine Registrierung und zahlenmafige Beschrankung der Wasserfahrzeuge festgelegt wer-
den,

3. die Zulassung des Gemeingebrauchs von der Herstellung, Unterhaltung und Uberwachung erfor-
derlicher Einrichtungen und Anlagen abhangig machen.

§ 38 Eigentiimergebrauch

Der Eigentiimergebrauch nach § 24 WHG ist ausgeschlossen.

§39 Benutzung zu Zwecken der Fischerei

Das Einbringen von Stoffen in oberirdische Gewasser zu Zwecken der Fischerei (beispielweise Fi-
schereigerate, Fischnahrung, Diingemittel) bedarf keiner Erlaubnis oder Bewilligung, soweit dadurch
das Gewasser in seinen Eigenschaften nicht nachteilig verandert oder der Wasserabfluss nicht nach-
teilig beeinflusst wird.

§ 40 Schiff- und FloRfahrt

Das fur das Binnenschifffahrtsverkehrsrecht zustandige Ministerium wird ermachtigt, im Einvernehmen
mit dem fir die Wasserwirtschaft zustandigen Ministerium im Interesse der Sicherheit und Leichtigkeit
des Verkehrs, der 6ffentlichen Ordnung und des Schutzes der Gewasser Rechtsverordnungen insbe-
sondere

1. Uber die Zulassung und den Betrieb von Wasserfahrzeugen, lber die Voraussetzungen und das
Verfahren zur Erteilung und den Entzug der Zulassung,

2. Uber das Erfordernis und die Voraussetzungen fiir Fahrerlaubnisse zum Fiihren von Wasserfahr-
zeugen sowie die Voraussetzungen zur Erteilung und zum Entzug der Fahrerlaubnis

zu erlassen.

§41 (aufgehoben)

Zweiter Abschnitt

Stauanlagen

§42 Talsperren, Riickhalte- und Speicherbecken

(1) Stauanlagen, bei denen die Hohe des Stauwerkes von der Sohle des Gewassers oder vom tiefsten
Gelandepunkt im Stauraum bis zur Krone mehr als finf m betragt oder Stauraum gefllt mehr als
100000 Kubikmeter umfasst (Talsperren, Riickhalte- und Speicherbecken), diirfen nur nach einem
Plan angelegt und geandert werden, der genaue Angaben Uber die gesamte Anlage, die Errichtung,
den Betrieb und die Unterhaltung enthalt und alle Einrichtungen berlcksichtigt, durch die Nachteile
und Gefahren fir andere und fir die Gewasserokologie verhiitet werden.
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(2) Die Vorschriften, die fir die in Absatz 1 genannten Anlagen gelten, sind auch auf andere Stauan-
lagen anzuwenden, wenn die Wasserbehorde feststellt, dass im Falle einer Stérung der Anlage erheb-
liche Gefahren fir die 6ffentliche Sicherheit zu befiirchten sind.

(3) Das fir die Wasserwirtschaft zustandige Ministerium kann durch Rechtsverordnung Vorschriften
Uber Planung, Bau, Inbetriebnahme, Betrieb und Unterhaltung von Talsperren, Riickhalte- und Spei-
cherbecken erlassen. Es kann insbesondere Regelungen treffen iber Uberwachungs- und Anord-
nungsbefugnisse der fir die Talsperrenaufsicht zustandigen Behdrde gegeniiber dem Talsperrenun-
ternehmer in den in Satz 1 genannten Phasen, um die Einhaltung der fiir Stauanlagen allgemein aner-
kannten Regeln der Technik sicherzustellen, oder Uber die Verpflichtung des Talsperrenunternehmers,
eine Eigeniuberwachung der Stauanlage durchzufiihren.

§43 (aufgehoben)

§44 (aufgehoben)

§45 (aufgehoben)

§ 46 AuBerbetriebsetzen von Stauanlagen

(1) Der Stauberechtigte darf eine Stauanlage nur mit Genehmigung der Wasserbehdrde dauernd au-
Rer Betrieb setzen oder beseitigen. Dies gilt nicht, wenn ein Verfahren nach § 31 WHG durchzufiihren
ist.

(2) Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn ein anderer, der ein berechtigtes Interesse an
dem Fortbestand oder weiteren Betrieb der Anlage hat, sich verpflichtet,

1. nach Wahl des Stauberechtigten die Kosten fiir die kiinftige Unterhaltung der Anlage zu ersetzen
oder die Anlage selbst zu unterhalten,

2. dem Stauberechtigten andere Nachteile zu ersetzen und

3. fur die Erfiullung dieser Verpflichtungen Sicherheit zu leisten.

(3) Fur Stauanlagen, die aufgrund einer Erlaubnis oder Bewilligung errichtet werden, oder aufgrund
eines alten Rechts oder einer alten Befugnis errichtet worden sind, gelten die Absatze 1 und 2 nur,
soweit im Einzelfall nichts anderes bestimmt ist.

§47 Unbefugtes Aufstauen und Ablassen

(1) Es ist verboten, Wasser Uber die zugelassenen Hohen aufzustauen oder aufgestautes Wasser so
abzulassen, dass fir fremde Grundstiicke und Anlagen oder das Gewasser selbst Gefahren oder
Nachteile entstehen, die Ausiibung von Rechten und Befugnissen zur Benutzung des Gewassers
beeintrachtigt oder die Unterhaltung des Gewassers erschwert wird.

(2) Sobald das Wasser Uber die zugelassene Hohe wachst, hat der Unternehmer ohne Anspruch auf
Entschadigung das aufgestaute Wasser nach MalRgabe des Absatzes 1 abzulassen, bis das Wasser
wieder auf die zugelassene Stauhdhe gesunken ist.

Dritter Abschnitt

Besondere Bestimmungen fur das Grundwasser
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§ 48 Bewirtschaftung des Grundwassers

(1) Das Grundwasser ist so zu bewirtschaften, dass nur das langfristig nutzbare Dargebot enthommen
und eine erhebliche Beeintrachtigung des Naturhaushalts vermieden wird. Bei beabsichtigten Grund-
wasserentnahmen von uber 2 Millionen Kubikmeter pro Jahr und Entnahmegebiet oder wenn eine
wesentliche Beeintrachtigung des Wasser- und Naturhaushalts zu besorgen ist, ist auf Kosten des
Antragstellers vor der Grundwasserentnahme ein Beweissicherungsverfahren durchzufiihren. In be-
sonderen Fallen kann die Behdrde eine Umweltvertraglichkeitsprifung im Rahmen des Beweissiche-
rungsverfahrens durchfihren.

(2) Die offentliche Wasserversorgung genief3t den Vorrang vor allen anderen Benutzungen des
Grundwassers. Fir sonstige Zwecke soll die Entnahme von Grundwasser, das aufgrund seiner Be-
schaffenheit fir die Wasserversorgung nutzbar ist, auf solche Falle beschrankt werden, in denen be-
reits genutztes Wasser, Oberflachen- und Niederschlagswasser nicht eingesetzt werden kann.

(3) Die Grundwasserneubildung darf durch Versiegelung des Bodens oder andere Beeintrachtigungen
der Versickerung nicht wesentlich eingeschrankt werden; Feuchtgebiete und bedeutende Einsicke-
rungsbereiche sind von baulichen Anlagen freizuhalten. Dies gilt nicht, wenn andere tUberwiegende
Griinde des Wohls der Allgemeinheit dem entgegenstehen.

§49 Erweiterung und Beschrankung der erlaubnisfreien Benutzung

(1) Eine Erlaubnis oder eine Bewilligung ist im Falle des § 33 Abs. 1 Nr. 2 WHG erforderlich, wenn die
entwasserte Flache 1000 Quadratmeter Uberschreitet.

(2) Eine Erlaubnis oder eine Bewilligung ist nicht erforderlich fir das Entnehmen, Zutageférdern, Zuta-
geleiten oder Ableiten von Grundwasser in geringen Mengen fiir Zwecke des nicht gewerbsmafigen
Gartenbaus zur Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit. Die beabsichtigte Erschliefung des Grundwassers
ist der Wasserbehorde anzuzeigen. Der § 54 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.

(3) Das fir die Wasserwirtschaft zustandige Ministerium kann durch Rechtsverordnung

1. die Voraussetzungen regeln, unter denen Niederschlagswasser schadlos versickert werden kann
oder schadlos zu versickern ist,

2. die zur schadlosen Versickerung geeigneten Anlagen bestimmen sowie Anforderungen an die
Beschaffenheit des zu versickernden Niederschlagswassers stellen,

3. die Voraussetzungen bestimmen, unter denen die schadlose Versickerung von Niederschlags-
wasser erlaubnisfrei ist.

§ 50 Erdaufschliisse

(1) Arbeiten, wie Grabungen und Bohrungen, die so tief in den Boden eindringen, dass sie unmittelbar
oder mittelbar auf die Bewegung oder die Beschaffenheit des Grundwassers einwirken kénnen, hat
der Unternehmer vor ihrem Beginn der Wasserbehdrde anzuzeigen.

(2) Bei einer unbeabsichtigten Erschlielung von Grundwasser sind die Arbeiten einzustellen; die Er-
schlieBung ist der Wasserbehdrde unverzuglich anzuzeigen.

(3) Der § 54 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.

Vierter Abschnitt

Heilquellen
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§ 51 Staatlich anerkannte Heilquellen

(1) Heilguellen sind natirlich zutage tretende kiinstlich erschlossene Wasser, die aufgrund ihrer che-
mischen Zusammensetzung, ihrer physikalischen Eigenschaften oder nach der Erfahrung geeignet
sind, Heilzwecken zu dienen.

(2) Heilquellen, deren Erhaltung zum Wohle der Allgemeinheit erforderlich erscheint, kénnen staatlich
anerkannt werden (staatlich anerkannte Heilquellen).

(3) Die Anerkennung kann widerrufen werden, wenn die Voraussetzungen nicht oder nicht mehr vor-
liegen.

(4) Uber die Anerkennung und deren Widerruf entscheidet das fiir das 6ffentliche Gesundheitswesen
zustandige Ministerium im Einvernehmen mit dem fir Heilbrunnen zustandigen Ministerium und dem
fur Wasserwirtschaft zustandigen Ministerium.

§ 52 Heilquellenschutzgebiete

(1) Soweit es der Schutz einer staatlich anerkannten Heilquelle erfordert, kbnnen durch Rechtsverord-
nung Heilquellenschutzgebiete festgesetzt werden. § 19 Abs. 2 und 3 WHG und § 29 Abs. 1 und 2
dieses Gesetzes gelten entsprechend.

(2) Auch auRerhalb eines Heilquellenschutzgebietes kdnnen Handlungen untersagt werden, die auf
Grundwasser einwirken oder einwirken kénnen und dadurch den Bestand einer staatlich anerkannten
Heilquelle geféahrden kénnen. Sind Schaden bereits entstanden, so kann die Wasserbehdrde die zur
Beseitigung erforderlichen Anordnungen treffen. § 19 Abs. 3 WHG gilt entsprechend.

(3) Zustandig ist die Wasserbehorde; sie entscheidet im Einvernehmen mit der zustandigen Bergbe-
hérde.

§53 Besondere Pflichten

(1) Eigentimer und Unternehmer einer staatlich anerkannten Heilquelle sind verpflichtet, das Heilwas-
ser in regelmagigen, von dem fir das offentliche Gesundheitswesen zustandigen Ministerium zu be-
stimmenden Abstanden auf ihre Kosten bakteriologisch, chemisch und physikalisch prifen und unter-
suchen zu lassen und das Untersuchungsergebnis der oberen Gesundheitsbehérde und der Wasser-
behérde mitzuteilen. Sie haben die Uberwachung ihrer Betriebe und Anlagen durch das zustandige
Gesundheitsamt und die Wasserbehorde zu dulden.

(2) Den in Absatz 1 genannten Personen kénnen besondere Betriebs- und Uberwachungspflichten
auferlegt werden, die im Interesse der Erhaltung der Heilquelle erforderlich sind.

Dritter Teil

Anlagen

§ 54 Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen

(1) Wer Anlagen nach § 19g Abs. 1 und 2 WHG einbaut, aufstellt, unterhalt, betreibt oder stilllegt, hat
dies der Wasserbehdrde anzuzeigen. Dies gilt auch fiir die wesentliche Anderung eines Betriebes. Die
Anzeigepflicht besteht nicht, wenn die Anlage schon nach anderen wasserrechtlichen Vorschriften
einer Zulassung bedarf.

(2) Anlagen nach § 19g Abs. 1 und 2 WHG sind so einzubauen, aufzustellen, instand zu halten, in-
stand zu setzen, zu betreiben und zu reinigen, dass Undichtigkeiten bei normalem Betrieb grundsatz-
lich ausgeschlossen und bei einer Stérung leicht und zuverlassig feststellbar sind. Bei Anlagen nach
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§ 19g Abs. 1 WHG und bei Anlagen zum Umschlagen wassergefahrdender Stoffe ist sicherzustellen,
dass wassergefahrdende Stoffe nicht unkontrolliert (iber den Bereich der Anlage hinaus gelangen kon-
nen; zulassig sind auch Anlagen, die unter Berlicksichtigung des Gefahrdungspotentials eine gleich-
wertige Sicherheit gewahrleisten. Im Hinblick auf Stérungen des bestimmungsgemafien Betriebes sind
besondere Vorsorgemafinahmen zu treffen. Wenn die Anforderungen nach den Satzen 1 bis 3 aus
technischen oder betrieblichen Griinden nur teilweise erfillbar sind, sind zum Ausgleich weitere Si-
cherheitseinrichtungen oder MaRnahmen vorzusehen, die eine schadliche Gewasserverunreinigung
verhindern.

(3) Der Anzeige sind die zur Beurteilung der Mallnahme erforderlichen Unterlagen (Lageplan, Zeich-
nungen, Nachweise, Beschreibungen) beizufligen.

(4) Die Wasserbehodrde kann die angezeigte Maflnahme binnen drei Monaten nach Eingang der An-
zeige vorlaufig untersagen. Sie kann die MalRnahme endgiiltig untersagen, wenn Gewasser verunrei-
nigt oder sonst in ihren Eigenschaften nachteilig verandert und diese Nachteile nicht durch Benut-
zungsbedingungen oder Auflagen verhUtet werden kdnnen. Wird das Vorhaben nicht innerhalb der
Frist nach Satz 1 untersagt oder werden innerhalb dieser Frist Anordnungen nicht getroffen, so darf es
in der beabsichtigten Art und Weise durchgefiihrt werden. Beobachtungsmafinahmen nach MalRgabe
des § 19i Abs. 3 Satz 1 WHG kann die Wasserbehtrde dem Betreiber auch nach Anzeige der Stillle-
gung innerhalb der Frist nach Satz 1 auferlegen. Anordnungen nach § 84 bleiben unberihrt.

(5) Wer eine Anlage nach § 19g Abs. 1 und 2 WHG betreibt, beflillt oder entleert, instand halt, reinigt,
Uberwacht oder priift, hat das Austreten von wassergefahrdenden Stoffen unverziiglich der Wasser-
behorde oder der nachsten Polizeibehdrde anzuzeigen, sofern die Stoffe in ein oberirdisches Gewas-
ser, eine Abwasseranlage oder in den Boden eingedrungen sind oder aus sonstigen Griinden eine
Verunreinigung oder Gefahrdung eines Gewassers oder einer Abwasseranlage nicht auszuschlief3en
ist. Die Verpflichtung besteht auch beim Verdacht, dass wassergefahrdende Stoffe bereits aus einer
solchen Anlage ausgetreten sind und eine Gefahrdung entstanden ist. Die Verpflichtung besteht nicht,
soweit es sich nur um unbedeutende Mengen handelt.

(6) Die wesentlichen Merkmale, insbesondere die Sicherheitseinrichtungen von Anlagen nach § 199
Abs. 1 und 2 WHG sowie des Betriebsgelandes, sind vom Anlagenbetreiber in einem Anlagenkataster
darzustellen und fortzuschreiben. Fir Anlagen, von denen bei Stérungen oder Unféllen erhebliche
Gefahren fir Gewasser ausgehen konnen, ist im Anlagenkataster darzulegen, durch welche Mal-
nahmen diese Gefahren gering gehalten werden sollen. Das Anlagenkataster ist der Wasserbehdrde
auf Anforderung vorzulegen.

(7) Fortgeltende Entscheidungen tber Anlagen zum Umgang mit wassergefédhrdenden Stoffen kénnen
durch die Wasserbehdrde den geltenden Bestimmungen angepasst werden.

(8) Das fir die Wasserwirtschaft zustandige Ministerium kann durch Rechtsverordnung fiir Anlagen
nach § 19g Abs. 1 und 2 WHG

1. Ausnahmen von der Anzeigepflicht nach Absatz 1 Satz 1 zulassen,

2. die an Anlagenkataster nach Absatz 6 zu stellenden Mindestanforderungen festlegen und Aus-
nahmen von der Pflicht zur Erstellung eines Anlagenkatasters bestimmen,

3. die Anforderungen fir die Zulassigkeit und die technische Ausfuhrung, einschlieRlich der Sicher-
heit im Stoérungsfall, regeln,

4. nach § 19i Abs. 2 WHG Einzelheiten der Uberwachungspflicht, die Zulassung von Sachverstén-
digen und Einzelheiten der Priifung regeln,

5. bestimmen, in welchen Fallen ein Gewasserschutzbeauftragter nach § 19i Abs. 3 Satz 2 WHG zu
bestellen ist,

6. bestimmen, wer Technische Uberwachungsorganisation nach § 191 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 WHG ist,
und Tatigkeiten bestimmen, die nicht von Fachbetrieben nach § 191 WHG ausgefiihrt werden
mussen, sowie

7. Vorschriften iber die Uberpriifung und Kennzeichnung von Fachbetrieben erlassen.
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§ 55 Anpassung an die Regeln der Technik

(1) Wasserbenutzungsanlagen und Anlagen zum Zu- und Ableiten, Behandeln und Speichern von
Wasser sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik herzustellen, zu betreiben und zu
unterhalten.

(2) Entsprechen vorhandene Anlagen nicht den Anforderungen des Absatzes 1 oder Abwasseranla-
gen nicht den Anforderungen nach § 18b WHG, hat sie der Unternehmer innerhalb einer angemesse-
nen Frist diesen Anforderungen anzupassen.

(3) Die Wasserbehorde kann zur Erfillung der Verpflichtungen nach den Absatzen 1 und 2 Anordnun-
gen treffen.

(4) Sofern der Bau, die wesentliche Anderung und Stilllegung von Anlagen nach Absatz 1 und Abwas-
seranlagen nach § 18b WHG einer Genehmigung, Anzeige oder Zustimmung nach baurechtlichen
Vorschriften bedirfen, kann eine Entscheidung nur im Einvernehmen mit der zustandigen technischen
Fachbehoérde der Wasserwirtschaftsverwaltung ergehen.

§ 56 Abwasserbehandlungsanlagen

(1) Der Bau und Betrieb sowie die wesentliche Anderung einer Abwasserbehandlungsanlage im Sinne
des § 18c WHG bedirfen der Genehmigung. Das Genehmigungsverfahren hat den Anforderungen
des Gesetzes liber die Umweltvertraglichkeitspriifung vom 12. Februar 1990 (BGBI. | S. 205) in der
jeweils geltenden Fassung zu entsprechen.

(2) (aufgehoben)

(3) (aufgehoben)

(4) Die Genehmigung darf nur versagt oder unter Bedingungen und Auflagen erteilt werden, wenn
wasserwirtschaftliche oder gesundheitliche Belange dies erfordern. Die baurechtlichen Vorschriften

bleiben unberihrt.

(5) Die Genehmigung schlief3t eine erforderliche Baugenehmigung ein. Die Wasserbehoérde entschei-
det insoweit im Einvernehmen mit der Bauaufsichtsbehorde.

Vierter Teil

Abwasserbeseitigung und Wasserversorgung

Erster Abschnitt

Abwasserbeseitigung
§ 57 Abwasser

(1) Abwasser im Sinne dieses Gesetzes ist das durch Gebrauch in seinen Eigenschaften veranderte
Wasser (Schmutzwasser), das von Niederschlagen aus dem Bereich von bebauten oder befestigten
Flachen abflieRende und gesammelte Wasser (Niederschlagswasser) sowie das sonstige zusammen
mit Schmutz- oder Niederschlagswasser in Abwasseranlagen abflieBende Wasser. Als Abwasser gilt
auch das aus Anlagen zum Behandeln, Lagern oder Ablagern von Abféllen austretende oder gesam-
melte Wasser sowie der aus Kleinklaranlagen anfallende Schlamm, soweit er aus hauslichem Abwas-
ser stammt.

(2) Flussige Ruckstande, die kein Abwasser sind, dirfen in Abwasseranlagen oder in Gewasser nicht
eingeleitet werden; sie sind in Abfallentsorgungsanlagen zu beseitigen. In Ausnahmefallen kann ihre
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Einleitung in Abwasseranlagen allgemein oder im Einzelfall zugelassen werden, wenn dadurch eine
umweltvertraglichere Entsorgung maoglich ist und wasserwirtschaftliche Belange nicht entgegenstehen.

(3) Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von demjenigen, bei dem es anfallt, verwertet
werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen. Nieder-
schlagswasser soll dartber hinaus in geeigneten Fallen versickert werden.

§ 58 Abwasserbeseitigungspflicht

(1) Die Abwasserbeseitigung obliegt den Gemeinden, in denen das Abwasser anfallt, soweit sie nicht
nach Absatz 4 anderen Korperschaften des offentlichen Rechts libertragen wurde. Sie haben das in
ihrem Gebiet anfallende Abwasser zu beseitigen, wenn nicht ein verbindlicher Abwasserbeseitigungs-
plan etwas anderes bestimmt. Die Beseitigungspflicht umfasst bei Kleinklaranlagen auch das Trans-
portieren des anfallenden Schlamms und bei Gruben auch das Entleeren und Transportieren des Gru-
beninhalts.

(2) Angefallenes Abwasser ist dem Beseitigungspflichtigen zu Uberlassen. Die Beseitigungspflichtigen
kénnen, soweit anderweitig nichts geregelt ist, bestimmen, wie ihnen das angefallene Abwasser zu
Uberlassen ist. Sie kénnen insbesondere vorschreiben, dass Abwasser vor der Uberlassung behandelt
werden muss.

(3) Die Pflicht zur Abwasserbeseitigung nach Absatz 1 und zur Uberlassung des Abwassers nach
Absatz 2 entfallt

fir Niederschlagswasser, das von 6ffentlichen Verkehrsflachen im Aufienbereich abflieft,

far Niederschlagswasser, das verwertet oder versickert wird,

fir Abwasser, das bei der Mineralgewinnung anfallt,

fir Schmutzwasser aus landwirtschaftlichen oder forstwirtschaftlichen Betrieben oder Gartnerei-

betrieben, das in dem Betrieb, in dem es angefallen ist, verwertet wird,

fur Abwasser, dessen Einleitung in ein Gewasser wasserrechtlich erlaubt ist, fir die Dauer der

Erlaubnis,

6. fur verunreinigtes Wasser, das im Rahmen einer Grundwassersanierung mit Zustimmung der
Wasserbehdrde entnommen und nach einer Behandlung wieder versickert oder in ein Oberfla-
chengewasser eingeleitet wird,

7. auf Antrag durch Entscheidung der Wasserbehorde, wenn eine anderweitige Beseitigung des

Abwassers oder des Schlamms aus Griinden des Gewasserschutzes oder wegen eines unver-

tretbar hohen Aufwands zweckmaRig ist und Belange der 6ffentlichen Abwasserbeseitigung dem

nicht entgegenstehen; die Antragstellung durch einen Dritten gentgt, wenn der Beseitigungs-
pflichtige zustimmt.

PN~
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Zur Beseitigung dieses Abwassers ist derjenige verpflichtet, bei dem das Abwasser anféllt; anderwei-
tige Regelungen in Abwasserbeseitigungsplanen oder Ortssatzungen bleiben unberiihrt.

(4) Die Beseitigungspflichtigen kdnnen die Aufgaben nach Absatz 1, nach § 60 dieses Gesetzes und
nach § 21a Abs. 1 WHG oder deren Durchfiihrung auf andere Korperschaften des 6ffentlichen Rechts
Ubertragen, sie kdnnen insbesondere Wasser- und Bodenverbande oder Zweckverbande bilden. Sie
konnen sich zur Erfillung ihrer Aufgaben Dritter bedienen. Wenn es aus Griinden des Wohls der All-
gemeinheit geboten ist, konnen die Beseitigungspflichtigen auch zu Kérperschaften des 6ffentlichen
Rechts zusammengeschlossen werden.

(5) Die zur Abwasserbeseitigung gebildeten Korperschaften des 6ffentlichen Rechts kdnnen durch
Satzung Anschluss- und Benutzungszwang vorschreiben sowie Gebiihren und Beitrdge nach den
Bestimmungen des Thiringer Kommunalabgabengesetzes erheben.

(6) Die Beseitigungspflichtigen sind verpflichtet, die Abwasserbeseitigungskonzeption fir ihr Entsor-
gungsgebiet unter wasserwirtschaftlichen und betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten zu optimieren
und hiertiber Nachweis zu flihren.
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§ 59 Genehmigungspflicht fiir das Einleiten in Abwasseranlagen

(1) Das Einleiten oder Einbringen von Abwasser aus Herkunftsbereichen, fur die in der Abwasserver-
ordnung (AbwV) vom 21. Marz 1997 (BGBI. | S. 566) in jeweils geltenden Fassung Anforderungen an
den Ort des Anfalls oder vor dem Vermischen festgelegt sind, in 6ffentliche Abwasseranlagen bedarf
der Genehmigung. Die §§ 4 bis 6 WHG und die §§ 16 und 17 gelten entsprechend.

(1a) Einer Genehmigung bedarf ferner das Einleiten oder Einbringen von Abwasser, flr das in den
nach § 7 AbwV fortgeltenden Verwaltungsvorschriften Mindestanforderungen nach dem Stand der
Technik festgelegt sind, in 6ffentliche Abwasseranlagen.

(2) Das fir die Wasserwirtschaft zustéandige Ministerium kann durch Rechtsverordnung bestimmen,
dass das Einleiten oder Einbringen von Abwasser nach den Absatzen 1 oder 1a

1. in geringen Mengen oder
2. aus Abwasserbehandlungsanlagen, die nach baurechtlichen Vorschriften genehmigt, angezeigt
oder zugelassen sind,

in offentliche Abwasseranlagen keiner Genehmigung bedarf.

(3) Das fir die Wasserwirtschaft zustandige Ministerium kann durch Rechtsverordnung bestimmen,
dass das Einleiten oder Einbringen von Abwasser nach den Absatzen 1 oder 1a in 6ffentliche Abwas-
seranlagen nur einer Anzeige bei der Wasserbehorde bedarf, wenn die Abwasserbehandlungsanla-
gen den von der obersten Wasserbehorde eingefiihrten Anforderungen an Bauart, Errichtung, Betrieb
und Uberwachung entsprechen. Sie kann firr bestimmte, genehmigungsfreie Einleitungen eine Anzei-
gepflicht vorschreiben. Der § 54 Abs. 4 gilt entsprechend.

§ 60 Betrieb, Eigenkontrolle und Uberwachung der Abwasseranlagen

(1) Die Unternehmer von Abwasseranlagen haben diese daraufhin zu Giberwachen, dass sie ord-
nungsgemalf betrieben und unterhalten werden und die Anforderungen an das Einleiten von Abwas-
ser insbesondere nach § 7a WHG, im Ubrigen die allgemein anerkannten Regeln der Technik einhal-
ten oder den im Einzelfall vorgeschriebenen héheren Wirkungsgrad erzielen.

(2) Fir den Betrieb von Abwasseranlagen ist geeignetes Personal zu beschaftigen.

(3) Das fir die Wasserwirtschaft zustandige Ministerium kann zum Schutz der Gewasser durch
Rechtsverordnung allgemein festlegen,

1. dass die Unternehmer von Abwasseranlagen Untersuchungen des Abwassers, der anfallenden
Schlamme oder des von ihnen beeinflussten Gewassers auf ihre Kosten durchzufiihren und ein
Abwasserkataster zu fiihren haben, das eine Zusammenstellung tber Art, Menge und Herkunft
des Abwassers enthalt,

2. dass die Unternehmer von Abwasseranlagen die Einleitung nicht hduslichen Abwassers Dritter in
ihre Anlage auf Kosten der Einleiter durch regelmafRige Untersuchungen zu tiberwachen haben,

3. dass die Unternehmer von Abwasseranlagen die Sicherheit und Funktion ihrer Anlagen sowie
den baulichen Zustand auf ihre Kosten daraufhin zu priifen haben, ob diese den jeweils in Be-
tracht kommenden Regeln der Technik entsprechen und welche weiteren Anforderungen zu be-
rucksichtigen sind,

4. dass bestimmte Untersuchungen nach den Nummern 1 und 2 sowie Prifungen nach Nummer 3
von staatlichen oder staatlich anerkannten Stellen durchzufihren sind,

5. in welchen Zeitabstanden und in welcher Form die Untersuchungen und Priifungen nach den
Nummern 1 bis 4 durchzufiihren sind,

6. in welcher Form, in welchen Fallen, in welchen Zeitabstanden und welchen Stellen die Untersu-
chungsergebnisse, Aufzeichnungen und Priifungsergebnisse nach den Nummern 1 bis 4 zu
Ubermitteln sind.

Die Rechtsverordnung nach Satz 1 Nr. 4 hat auch die Voraussetzungen und das Verfahren der staat-
lichen Anerkennung zu regeln.
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Zweiter Abschnitt

Wasserversorgung

§ 61 Aufgaben der 6ffentlichen Wasserversorgung

(1) Die Gemeinden haben in ihrem Gebiet die Bevdlkerung und die gewerblichen und sonstigen Ein-
richtungen ausreichend mit Trink- und Betriebswasser zu versorgen, soweit diese Verpflichtung nicht
auf andere Korperschaften des 6ffentlichen Rechts Gbertragen wurde (Trager der offentlichen Was-
serversorgung). Die Versorgungspflicht besteht nicht fir

1. Grundstiicke im Aufienbereich,

2. gewerbliche oder andere Verbraucher mit hohem oder stark schwankendem Wasserbedarf,

3. die Versorgung mit Betriebswasser, wenn es dem Verbraucher zumutbar ist, diesen Bedarf ein-
zuschranken oder anderweitig zu decken.

(2) Der § 58 Abs. 4 und 5 gilt entsprechend.

§ 62 Sparsamer Umgang mit Wasser

Die Trager der 6ffentlichen Wasserversorgung sollen im Rahmen bestehender technischer und wirt-
schaftlicher Moglichkeiten auf eine rationelle Verwendung des Wassers insbesondere durch folgende
MaRnahmen hinwirken:

1. Begrenzung der Wasserverluste in den Einrichtungen der 6ffentlichen Wasserversorgung auf das
unvermeidbare Mal,

2. Einbau von Verbrauchsmessgeraten bei den Abnehmern,

3. Verwertung von Betriebs- und Niederschlagswasser,

4. Verweisung von Gewerbebetrieben mit hohem Wasserbedarf auf Brauch- und Oberflachenwas-
ser,

5. Forderung des rationellen Umgangs mit Wasser durch die Gestaltung der Benutzungsbedingun-
gen und -entgelte sowie

6. Beratung von Wasserverbrauchern bei Maflnahmen zur Einsparung von Wasser.

§ 63 Fernwasserversorgung

Die ortliche Wassergewinnung zum Zwecke der 6ffentlichen Wasserversorgung kann auch durch den
Bezug von Wasser aus anderen Gewinnungsgebieten (Fernwasser) ersetzt oder erganzt werden,
wenn

1. ausreichende 6rtliche Wasservorkommen nicht vorhanden sind, eine Nutzung nur mit unverhalt-
nismanig hohen Kosten maoglich ist, die 6rtlichen Wasservorkommen aufgrund natirlicher Gege-
benheiten fiir eine Nutzung nicht in Frage kommen oder nicht mehr genutzt werden kdnnen, weil
sie verunreinigt sind oder ihre Nutzung den Natur- oder Wasserhaushalt erheblich beeintrachti-
gen konnte, und

2. die Fernwasserversorgung Bestandteil eines gebietsiibergreifenden Verbundes ist oder werden
soll, der im Interesse einer regionalen sicheren 6ffentlichen Wasserversorgung oder im Interesse
einer regionalen 6kologischen Ausgeglichenheit sinnvoll ist.

§ 64 Rohwasserbereitstellung

Fir die Riickhaltung von Rohwasser in Talsperren fir die 6ffentliche Wasserversorgung sind die Be-
vorteilten entgeltpflichtig.
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§ 65 Schutz der Wasservorkommen, Eigenkontrolle

(1) Der Unternehmer der Wasserversorgung hat die Wassergewinnungsanlage zu tiberwachen und
bei der Uberwachung des festgesetzten Wasserschutzgebietes mitzuwirken. Er hat bestehende Ge-
fahren unverziglich der Wasserbehorde mitzuteilen und auf eine Begrenzung des Schadens hinzu-
wirken. Die Wasserbehdrde kann geeigneten Mitarbeitern der Versorgungsunternehmen zum Zwecke
der Uberwachung des Schutzgebietes die Rechte nach § 85 Abs. 1 ibertragen. Wenn das Wasser-
schutzgebiet noch nicht festgesetzt ist, gilt die Verpflichtung nach den Satzen 1 und 2 fiir das Ein-
zugsgebiet der Wassergewinnungsanlage.

(2) Das fir die Wasserwirtschaft zustédndige Ministerium kann durch Rechtsverordnung allgemein
festlegen, dass die Unternehmer der Wasserversorgung auf ihre Kosten die Beschaffenheit des zur
Wasserversorgung gewonnenen Wassers (Rohwasser) zu untersuchen oder untersuchen zu lassen
haben. In der Rechtsverordnung kann auch geregelt werden, welche Untersuchungen von staatlichen
oder staatlich anerkannten Stellen durchzufiihren sind, in welcher Art und Haufigkeit und in welchem
Umfang Proben zu entnehmen und zu untersuchen sind, an wen und in welcher Form die Untersu-
chungsergebnisse mitzuteilen sind. In ihr kdnnen auch Einzelheiten des Anerkennungsverfahrens von
staatlich anerkannten Stellen geregelt werden.

§ 66 Unterrichtung

(1) Die Wasserbehorde kann von dem Unternehmer der 6ffentlichen Wasserversorgung Angaben
verlangen uber

1. Menge und Qualitat des im Versorgungsgebiet abgegebenen Wassers,
2. Umfang und Struktur des Wasserverbrauchs und -bedarfs sowie
3. Maflnahmen zur Verbesserung des sparsamen Umgangs mit Wasser im Versorgungsgebiet.

(2) Die Trager der offentlichen Wasserversorgung sollen die Bevdlkerung des Versorgungsgebietes
regelmafig in geeigneter Form insbesondere liber Angaben nach Absatz 1 unterrichten.

Finfter Teil

Unterhaltung und Ausbau oberirdischer Gewasser, Deiche

Erster Abschnitt

Unterhaltung und Ausbau oberirdischer Gewasser

§ 67 Herstellung und Erhaltung eines naturnahen Gewasserzustandes

(1) Die Unterhaltung der Gewasser ist eine 6ffentlich-rechtliche Verpflichtung. Sie wird unter Beach-
tung der Ergebnisse der Gewasserschau nach Mafldgabe der von der obersten Wasserbehdrde ein-
gefiihrten Richtlinien durchgefihrt.

(2) Durch die Unterhaltung der Gewasser sind auch das natirliche Erscheinungsbild sowie die 6kolo-
gischen Funktionen der Gewasser zu erhalten und zu pflegen. Dazu gehéren insbesondere die Er-
haltung oder die Neuanpflanzung einer standortgerechten Ufervegetation sowie die naturnahe Ge-
staltung des Uferbereiches. Den Belangen des Hochwasserschutzes, der Fischerei, der Energiever-
sorgung, der Erholung und der Schifffahrt ist Rechnung zu tragen.

(3) Befindet sich ein Gewasser in natirlichem oder naturnahem Zustand, so soll dieser Zustand er-
halten werden. Nicht naturnah ausgebaute natirliche Gewasser sind, sofern nicht iberwiegende
Griinde des Wohls der Allgemeinheit entgegenstehen, in einem angemessenen Zeitraum wieder in
einen naturnahen Zustand zurlckzufiihren. Die Wasserbehdrde kann fiir Gewasser, die sich nicht in
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einem naturnahen Zustand befinden, Fristen bestimmen, innerhalb derer die Unterhaltungspflichtigen
einen naturnahen Gewasserzustand herbeifiihren missen.

(4) Anlagen in und an Gewassern sind von ihren Eigentiimern so zu unterhalten und zu betreiben,
dass die Erfiillung der Pflichten nach den Absatzen 1 bis 3 nicht mehr erschwert wird, als den Um-
standen nach unvermeidbar ist. Mehraufwendungen sind dem Unterhaltungspflichtigen zu ersetzen.

§ 68 Unterhaltungspflichtige

(1) Die Unterhaltung der Gewasser obliegt

1. fir Gewasser erster Ordnung dem Land, soweit die Unterhaltung nicht dem Bund obliegt,
2. fir Gewasser zweiter Ordnung den Gemeinden oder den zur Unterhaltung gegriindeten Verban-
den.

(2) Zur Unterhaltung und zum Ausbau der Gewasser zweiter Ordnung kénnen sich die Unterhaltungs-
pflichtigen zu Korperschaften des 6ffentlichen Rechts zusammenschlieRen. Ein Verband kann von
Amts wegen durch die obere Wasserbehorde auf der Grundlage des Wasserverbandsgesetzes
(WVG) vom 12. Februar 1991 (BGBI. | S. 405) in der jeweils geltenden Fassung gebildet werden, so-
weit die Unterhaltung zweckmaRig durch einen Verband durchgefiihrt werden kann.

(3) Die Wasserbehorde kann abweichend von Absatz 1 die Unterhaltungspflicht ganz oder teilweise
auf diejenigen Eigentiimer von Grundstiicken und Anlagen, die aus der Unterhaltung Vorteile haben
oder die die Unterhaltung erschweren, Ubertragen.

§ 69 Beseitigungspflicht des Verantwortlichen

Wird der Wasserabfluss oder die Schifffahrt durch ein Hindernis beeintrachtigt, das von einem ande-
ren als dem Unterhaltungspflichtigen verursacht worden ist, so kann die Wasserbehérde den Verant-
wortlichen zur Beseitigung anhalten. Hat der Unterhaltungspflichtige das Hindernis beseitigt, so hat
ihm der andere die notwendigen Aufwendungen zu erstatten.

§70 Ausbaupflicht

(1) Die Wasserbehorde kann den Unterhaltungspflichtigen zum Ausbau eines Gewassers verpflichten,
wenn dies zum Wohl der Allgemeinheit geboten ist. Dies gilt nicht fir Bundeswasserstrallen.

(2) Der § 71 Abs. 1 und 2 gilt entsprechend.

§71 Kostenbeteiligung zugunsten der Unterhaltungs- und Ausbaupflichtigen

(1) Der zur Unterhaltung von Gewassern zweiter Ordnung Verpflichtete kann von den Eigentiimern
derjenigen Grundstlicke oder Anlagen, die die Unterhaltung erschweren oder die durch die Unterhal-
tung Vorteile haben, eine angemessene Beteiligung an den Kosten zur Erhaltung eines ordnungsge-
mafen Zustands flr den Wasserabfluss verlangen. Ist das Grundstlick mit einem Erbbaurecht bela-
stet, so tritt an die Stelle des Grundeigentiimers der Erbbauberechtigte. Ist das Grundstiick mit einem
dinglichen Nutzungsrecht nach Artikel 233 § 4 des Einflihrungsgesetzes zum Birgerlichen Gesetz-
buch belastet, so tritt an die Stelle des Grundeigentiimers der Inhaber dieses Rechts. Als Vorteil gilt
auch die Lage im seitlichen Einzugsgebiet des zu unterhaltenden Gewassers. Die Kostenbeteiligung
richtet sich nach dem Maf der Erschwernis oder der Grundstlicksflache. Dabei konnen Flachen unter-
schiedlich bewertet werden.

(2) Die Gemeinden oder die nach dem Gesetz uber die kommunale Gemeinschaftsarbeit vom 11. Juni
1992 (GVBI. S. 232) in der jeweils geltenden Fassung zur Unterhaltung gegriindeten Zweckverbande
konnen die Kostenbeteiligung nach Absatz 1 durch Satzung nach den Bestimmungen des Thiringer
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Kommunalabgabengesetzes Uber Beitrage regeln; sie kdnnen eine Umlegung der Verbandsbeitrage,
die sie an Wasser- und Bodenverbande entrichten, vorsehen.

(3) Das Land fordert Malinahmen an Gewassern zweiter Ordnung, die aus den Verpflichtungen nach
§ 67 Abs. 1, § 70 Abs. 1 oder § 75 Abs. 2 entstehen, mit einem den zur Verfiigung stehenden Haus-
haltsmitteln entsprechenden Anteil, héchstens jedoch mit 85 v. H.

(4) Die Unterhaltungspflichtigen kénnen nur dann nach § 67 Abs. 3 Satz 3 zur Herstellung eines na-
turnahen Zustands verpflichtet werden, wenn das Land sich unter Beriicksichtigung der Leistungsfa-
higkeit der Betroffenen an den Kosten angemessen beteiligt.

§72 SchutzmaBnahmen bei Ausbau und Unterhaltung

(1) Der Unternehmer des Ausbaus und der Unterhaltungspflichtige kdnnen verpflichtet werden, Ein-
richtungen herzustellen und zu unterhalten, um Beeintrachtigungen des Wohls der Allgemeinheit oder
schutzwurdiger Belange anderer Gewasserbenutzer oder der Anlieger infolge des Ausbaus oder der
Unterhaltung abzuwehren. Dies gilt insbesondere bei Nachteilen fiir den Naturhaushalt, die durch die
Unterbrechung von naturlichen Lebensrdumen entstehen.

(2) Die vom Ausbau betroffenen offentlichen Verkehrs- und Versorgungseinrichtungen sind auf Kosten
des Unternehmers des Ausbaus anzupassen.

§73 Planfeststellung, Plangenehmigung

(1) Beim Ausbau eines Gewassers sind natirliche Rickhalteflachen zu erhalten, das natirliche Ab-
flussverhalten nicht wesentlich zu verandern, naturraumtypische Lebensgemeinschaften zu bewahren
und sonstige erhebliche nachteilige Veranderungen des naturlichen oder naturnahen Zustands des
Gewassers zu vermeiden oder, soweit dieses nicht mdglich ist, auszugleichen. Der Planfeststellungs-
beschluss oder die Genehmigung ist zu versagen, soweit von dem Ausbau eine Beeintrachtigung des
Wohls der Allgemeinheit, insbesondere eine erhebliche und dauerhafte, nicht ausgleichbare Erhéhung
der Hochwassergefahr oder eine Zerstérung natirlicher Rickhalteflachen, vor allem in Auwaldern, zu
erwarten ist.

(2) Ist zu erwarten, dass der Ausbau auf das Recht eines anderen nachteilig einwirkt oder Nachteile
im Sinne des § 22 Abs. 1 eintreten, und erhebt der Betroffene Einwendungen, so darf ein Plan nur
festgestellt werden, wenn die nachteiligen Wirkungen durch Bedingungen oder Auflagen verh(tet oder
ausgeglichen werden. Ist das nicht mdglich oder sind AusgleichsmaRnahmen wirtschaftlich nicht ver-
tretbar, so kann der Plan gleichwohl festgestellt werden, wenn

1. der Ausbau dem Wohl der Allgemeinheit dient oder
2. bei Nachteilen im Sinne des § 22 Abs. 1 der durch den Ausbau zu erwartende Nutzen fur die
Allgemeinheit den fiir den Betroffenen zu erwartenden Nachteil erheblich Ubersteigt.

In diesen Fallen ist der Betroffene zu entschadigen; geringfligige Nachteile bleiben aul3er Betracht.

(3) Dient der Ausbau dem Wohl der Allgemeinheit, so kann bei der Feststellung des Plans bestimmt
werden, dass flr seine Durchfiihrung die Enteignung zuldssig ist. In diesem Falle erstreckt sich das
Enteignungsrecht auf alle fiir die Ausfiihrung des Vorhabens benétigten Flachen. Der festgestellte
Plan ist dem Enteignungsverfahren zugrunde zu legen und fiir die Enteignungsbehérde bindend.
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Zweiter Abschnitt

Verpflichtung und Umfang der Unterhaltung von Deichen

§74 Unterhaltung der Deiche

(1) Die Unterhaltung der Deiche, die im Interesse des Wohls der Allgemeinheit errichtet wurden, ist
eine 6ffentlich-rechtliche Verpflichtung. Sie begriindet keinen Rechtsanspruch Dritter gegen den Tra-
ger der Unterhaltungslast.

(2) Zur Unterhaltung der Deiche gehért insbesondere die regelmafRige Pflege der Grasnarbe, die Kon-
trolle auf Schadstellen und deren Beseitigung sowie die Bekampfung der Schadlinge.

(3) Ist ein Deich ganz oder teilweise durch Naturgewalt oder fremdes Eingreifen beschadigt oder zer-
stort, so kann die Wasserbehorde den Unterhaltungspflichtigen anhalten, den Deich wiederherzustel-
len.

(4) Der § 71 Abs. 1 gilt entsprechend.

§75 Unterhaltungslast fiir Deiche

(1) Die Unterhaltung der Deiche und der dazugehérenden Anlagen, die in der Anlage 3 aufgefiihrt
sind, obliegt dem Land.

(2) Die Unterhaltung der tbrigen Deiche und der dazugehdérenden Anlagen, die dem Wohl der Alige-
meinheit dienen, obliegt den Gemeinden.

(3) Die Unterhaltung der Deiche und der dazugehérenden Anlagen, die Giberwiegend den Interessen
Einzelner dienen, ist Sache der Eigentiimer und Besitzer der durch den Deich geschutzten Grund-
stlcke.

(4) Mit Zustimmung der Wasserbehdrde kdnnen andere als die nach den Abséatzen 2 und 3 Verpflich-

teten die Unterhaltungslast Gbernehmen.

§76 Entscheidung in Streitfallen

Ist strittig, wem die Unterhaltung eines Deiches obliegt, so entscheidet die Wasserbehorde.

§77 Besondere Pflichten zum Schutze und zur Unterhaltung der Deiche

(1) Auf Deichen und ihren beiderseitigen, vom Deichfu® aus mindestens drei Meter breiten Gelan-
destreifen, sind das

Entfernen der Grasnarbe,

Halten von Gefllgel,

Weiden und Treiben von Vieh, aulRer Schafhiitung,
Lagern von Stoffen und beweglichen Sachen,
Fahren mit Kraftfahrzeugen und Reiten
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untersagt. Auf Deichen ist das Pflanzen von Baumen und Strauchern untersagt. Die Wasserbehorde
kann Ausnahmen zulassen, wenn sie der Unterhaltung des Deiches dienen oder 6ffentliche Belange
nicht entgegenstehen.

(2) An Deichen bedurfen einer Genehmigung der Wasserbehorde:
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der Einbau baulicher Anlagen,

das Verlegen von Leitungen,

das Anlegen von Uberfahrten und Wegen,

die Veranderungen am Deichkdrper sowie

die Durchfiihrung baulicher MalRnahmen in einer geringeren Entfernung als finf Meter zum
Deichful3.

gk~

(3) Die Anlieger und Hinterlieger von Deichen haben alles zu unterlassen, was die Unterhaltung we-
sentlich erschweren wirde oder die Sicherheit des Deiches beeintrachtigen kann.

(4) Der § 30 Abs. 1 und 3 WHG gilt entsprechend.

Sechster Teil

Sicherung des Wasserabflusses und Gewasserschutz

§78 Schutz der oberirdischen Gewaésser, der Ufer und der Uferbereiche

(1) Die Ufer der Gewasser einschlieRlich ihrer Befestigung und ihres Bewuchses sowie die Uferberei-
che sind zu schitzen.

(2) Als Uferbereich gilt die an die Gewasser angrenzende Flache in einer Breite von zehn Meter bei
Gewassern erster Ordnung, in einer Breite von finf Meter bei Gewassern zweiter Ordnung jeweils
landseits der Béschungsoberkante. Die Wasserbehdrde kann wegen der Breite des Uferbereichs
Ausnahmen zulassen. Sie entscheidet im Streitfall Gber den Verlauf der Boschungsoberkante. Im
Uferbereich durfen Baume und Straucher aufRerhalb von Wald nur beseitigt werden, wenn dies flr den
Ausbau oder die Unterhaltung des Gewassers, zur Verjiingung des Bestandes oder zur Gefahren-
abwehr erforderlich ist.

(3) Im Uferbereich von natiirlichen Gewassern, die in der Regel standig Wasser fihren, darf Griinland
nicht in Ackerland umgebrochen werden. Das Aufbringen, Lagern und Ablagern wassergefahrdender
Stoffe ist verboten.

(4) Das fir die Wasserwirtschaft zustandige Ministerium kann durch Rechtsverordnung Vorschriften

zum Schutze der Ufer, der Anlagen an einem Ufer sowie der Uferanpflanzungen erlassen.

§79 Genehmigung fiir bauliche Anlagen und Gebaude

(1) Die Errichtung, Veranderung oder Beseitigung von baulichen Anlagen und Gebauden an, in, unter
oder Uber oberirdischen Gewassern und im Uferbereich bediirfen der Genehmigung der Wasserbe-
hérde. Dies gilt nicht fir bauliche Anlagen und Gebaude, die einer sonstigen behdrdlichen Zulassung
aufgrund des Wasserhaushaltsgesetzes oder dieses Gesetzes bedurfen. Fir die Genehmigung nach
§ 81 gilt Satz 2 nicht.

(2) Die Genehmigung kann mit Auflagen und Bedingungen erteilt werden.

(3) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn das Vorhaben den Wasser- oder Naturhaushalt, das
Landschaftsbild oder sonstige Belange des Wohls der Allgemeinheit wesentlich beeintrachtigt.

(4) Die baurechtliche Genehmigung ersetzt die Genehmigung nach Absatz 1, wenn sie im Einverneh-
men mit der Wasserbehorde ergeht.

§ 80 Feststellung der Uberschwemmungsgebiete

Das Uberschwemmungsgebiet wird von der Wasserbehérde durch Rechtsverordnung festgestellt. Bei
der Beschreibung des Gebietes, das bei Hochwasser Giberschwemmt wird, ist im Regelfall ein Hoch-
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wasserereignis zugrunde zu legen, mit dem durchschnittlich einmal in 100 Jahren zu rechnen ist. Bis
zur Feststellung des Uberschwemmungsgebietes, langstens bis zum 31. Dezember 2010, gilt das in
den Arbeitskarten der oberen Wasserbehorde dargestellte Gebiet, das bei Hochwasser (ber-
schwemmt wird, als Uberschwemmungsgebiet. Als Uberschwemmungsgebiet gelten ferner das Ge-
lande zwischen Ufer und Deichen sowie Hochwasserschutzraume von Talsperren und Riickhalte-
becken, ohne dass es einer Feststellung bedarf.

§ 81 Genehmigung in Uberschwemmungsgebieten

(1) In Uberschwemmungsgebieten dirfen nur mit Genehmigung der Wasserbehérde

die Erdoberflache erhéht oder vertieft,

bauliche Anlagen hergestellt oder verandert,

Griinland umgebrochen,

Baum- oder Strauchpflanzungen angelegt, erweitert, beseitigt oder

wassergefahrdende Stoffe gelagert, umgeschlagen, abgefiillt, hergestellt, behandelt oder sonst
verwendet werden. Dies gilt nicht fir Manahmen im Rahmen der ordnungsgeméafen Landwirt-
schaft.
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Ausgenommen sind Anlagen, die einer sonstigen Zulassung aufgrund des Wasserhaushaltsgesetzes
oder dieses Gesetzes bedirfen. Andere 6ffentlich-rechtliche Entscheidungen ersetzen die Genehmi-
gung nach Satz 1, wenn sie im Einvernehmen mit der Wasserbehdrde ergehen. Bei Genehmigungen
nach Satz 1 Nr. 2 ist sicherzustellen, dass die Anlagen auch bei Hochwasser standsicher und Gewas-
serverunreinigungen nicht zu besorgen sind.

(2) Die Genehmigung nach Absatz 1 ist zu versagen, wenn das Vorhaben eine wesentliche Beein-
trachtigung des Hochwasserabflusses oder Gefahren fur die Gewasserglte hervorruft oder sonstige
Belange des Wasserhaushalts wesentlich beeintrachtigt. Eine wesentliche Beeintrachtigung des
Hochwasserabflusses liegt vor, wenn durch die MaRnahme ein Abflusshindernis neu geschaffen wird,
die Hohe des Wasserstands nachteilig beeintrachtigt wird oder wenn sie Rickhalteraum beansprucht,
dessen Verlust im betroffenen Gewasserabschnitt nicht ausgeglichen werden kann.

§ 82 Zusitzliche MaBnahmen in Uberschwemmungsgebieten

Fur Uberschwemmungsgebiete kann die Wasserbehérde zur Sicherung des Hochwasserabflusses
allgemein oder im Einzelfall bestimmen, dass Hindernisse beseitigt werden, die Nutzungsart von
Grundstiicken beibehalten oder gedndert wird, Malnahmen zur Verhiitung von Auflandungen getrof-
fen und Vertiefungen eingeebnet werden; 6kologische Belange sind zu beriicksichtigen. Stellt die An-
ordnung eine Enteignung dar, ist dafiir Entschadigung zu leisten. Dies gilt nicht, wenn der im Zeitpunkt
der Anordnung bestehende Zustand rechtswidrig herbeigefiihrt wurde.

§83 MaBnahmen bei wild abflieBRendem Wasser

(1) Aus Griinden des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere der Wasserwirtschaft und des 6ffentli-
chen Verkehrs, kann die Wasserbehorde eine kiinstliche Veranderung des Zu- oder Abflusses von
wild abflieRendem Wasser anordnen. Stellt die Anordnung eine Enteignung dar, ist dafiir Entschadi-
gung zu leisten.

(2) Der Eigentiimer eines Grundstiicks darf den Ablauf des wild abflieRenden Wassers nicht kiinstlich
so andern, dass tiefer liegende Grundstiicke belastigt werden.

(3) Im Fall der kunstlichen Veranderung des Ablaufs des wild abflieRenden Wassers kann der Eigen-
timer eines Grundstlicks von dem Eigentiimer des tiefer liegenden Grundstlicks die Aufnahme des
wild abflieRenden Wassers verlangen, wenn er es durch Anlagen von seinem Grundstiick nicht oder
nur mit unverhaltnismafig hohem Aufwand abfiihren kann. Kénnen die Eigentiimer der tiefer liegen-
den Grundstlicke das Wasser nicht oder nur mit erheblichem Aufwand weiter abfiihren, so sind sie zur
Aufnahme nur gegen Schadenersatz und nur dann verpflichtet, wenn der Vorteil fiir den Eigentiimer
des hoher liegenden Grundstiicks erheblich groRer ist als ihr Schaden.
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Siebenter Teil

Gewasseraufsicht, Gefahrenabwehr

§ 84 Gewadsseraufsicht

(1) Im Rahmen der Gewasseraufsicht haben die Wasserbehdrden und die Umweltamter die nach
pflichtgemaflem Ermessen erforderlichen MalRnahmen zu treffen, um von der Allgemeinheit, dem
Einzelnen oder den Gewassern Gefahren abzuwehren, die durch den Zustand oder die Benutzung der
Gewasser, der Ufer, der Deiche, der Uberschwemmungs-, Wasserschutz- und Heilquellenschutzge-
biete und der Anlagen hervorgerufen werden. Die in Satz 1 genannten Stellen kénnen MalRnahmen
auch dann treffen, wenn ansonsten eine andere Stelle nach diesem Gesetz zustandig ware. Sie ha-
ben in diesen Fallen die obere Wasserbehdrde unverziglich Uber die eingeleiteten Malnahmen zu
informieren.

(2) Die §§ 4 bis 10 und 68 bis 74 des Polizeiaufgabengesetzes gelten entsprechend.

(3) Soweit von Ablagerungen und Unfallstellen Gefahren fiir die Gewasser zu besorgen sind, kann
insbesondere die Errichtung und der Betrieb von Mess- und Kontrollstellen sowie die Untersuchung
von Wasser- und Bodenproben auf Kosten des Verantwortlichen angeordnet werden.

(4) Die Gewasseraufsicht umfasst auch die Bauliberwachung und die Bauabnahme der nach dem
Wasserhaushaltsgesetz oder nach diesem Gesetz genehmigungsbedirftigen Anlagen und der Aus-
baumafinahmen. Soweit nicht auf eine Bauabnahme ganz oder teilweise verzichtet wird, kann die
Bauabnahme nach Fertigstellung der Anlage oder nach Beendigung der Ausbaumalnahme oder von
Teilen des jeweiligen Vorhabens durchgefiihrt werden. Auf eine Bauabnahme kann verzichtet werden,
wenn nach GréfRe und Art der Anlage oder nach den besonderen Umstanden des Einzelfalls eine
Gefahr fir die Allgemeinheit, den Einzelnen oder die Gewasser nicht zu erwarten ist. Im Fall der
Durchfiihrung einer Bauabnahme ist festzustellen, ob die Anlage der Genehmigung, den festgestellten
oder genehmigten Planen entspricht und die Benutzungsbedingungen und Auflagen erfiillt sind. Uber
die Bauabnahme ist ein Abnahmeschein zu erteilen. Soweit auf die Bauabnahme nicht verzichtet wird,
darf vor der Bauabnahme die Anlage nur mit Zustimmung der zustandigen Wasserbehorde in Betrieb
genommen werden.

(5) Der Umfang der im Rahmen der Gewasseraufsicht durchzufiihrenden regelmaRigen Uberwachung
der Gewasserbenutzung kann eingeschrankt werden, wenn der Standort des Gewasserbenutzers
nach Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 des Rates vom 29. Juni 1993 Uber die freiwillige
Beteiligung gewerblicher Unternehmen an einem Gemeinschaftssystem fiir das Umweltmanagement
und die Umweltbetriebspriifung (ABI. EG Nr. L 168 S. 1) in Verbindung mit den §§ 32 bis 35 des Um-
weltauditgesetzes vom 7. Dezember 1995 (BGBI. | S. 1591) in der jeweils geltenden Fassung im
Standortregister geflihrt wird. Unberiihrt bleiben Uberwachungsmafinahmen, die nach § 4 Abs. 4 des
Abwasserabgabengesetzes in der Fassung vom 3. November 1994 (BGBI. | S. 3370) in der jeweils
geltenden Fassung durchgefiihrt werden.

§ 85 Besondere Pflichten im Interesse der Gewasseraufsicht

(1) Die Bediensteten und die mit Berechtigungsausweis versehenen Beauftragten der Wasserbehor-
den, der technischen Fachbehdrden und der Landesanstalt fir Umwelt und Geologie sind befugt, zur
Durchfiihrung ihrer Aufgaben Gewasser zu befahren und Grundstiicke zu betreten. Die Eigentimer
und Nutzungsberechtigten haben ihnen Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen sowie die nach
diesem Gesetz genehmigungsbediirftigen oder anzeigepflichtigen Anlagen und die damit zusammen-
hangenden Einrichtungen zuganglich zu machen. Der § 21 WHG bleibt unberihrt.

(2) Vor Betreten bebauter Grundstiicke oder baulicher Anlagen ist der Eigentimer oder der Nutzungs-
berechtigte zu benachrichtigen.
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(3) Der Eigentimer und der Nutzungsberechtigte haben die nétigen Auskiinfte zu geben und die Ent-
nahme von Untersuchungsproben zu dulden. Auf Verlangen sind Gegenproben der Untersuchungs-
proben zu Gibergeben; auch ist auf Verlangen das Ergebnis der Untersuchung mitzuteilen.

(4) Entstehen durch Handlungen nach Absatz 1 Schaden, so hat der Geschadigte Anspruch auf
Schadensersatz.

§ 86 Kosten der Gewasseraufsicht

Wer ein Gewasser Uber den Gemeingebrauch hinaus benutzt, eine Anlage nach den §§ 18b, 19a oder
19g WHG betreibt, Stoffe in den Boden einbringt, von denen eine schadliche Einwirkung auf ein Ge-
wasser zu besorgen ist, oder sonst zu Maflnahmen der Gewasseraufsicht Anlass gibt, hat die dadurch
verursachten Kosten der Behdrde oder des von ihr beauftragten Dritten zu tragen. Hierzu gehdren
auch die Kosten der Durchfiihrung, Auswertung und Bewertung von einzelnen technischen Priifungen,
Messungen und Proben sowie die Kosten der Ermittlung von Verantwortlichen und die Kosten der
Gefahrerforschung. Weiterhin gehéren hierzu auch Kosten von MaRnahmen, die auf3erhalb des Be-
triebes oder der Grundstlicke des Betroffenen erforderlich sind, um Gefahren fir den Wasserhaushalt
oder anderer Belange des Wohls der Allgemeinheit abzuwehren. Fir die im Rahmen der Gewasser-
aufsicht regelmaRig durchzufiihrenden Abwasseruntersuchungen besteht eine Verpflichtung zur Ko-
stentragung in dem Umfang, wie er in dem die Abwassereinleitung zulassenden Bescheid geregelt ist.
Bei dartiber hinausgehenden Untersuchungen besteht eine Verpflichtung zur Kostentragung, wenn ein
Verstol gegen die Festsetzungen des die Einleitung zulassenden Bescheids festgestellt wird. Weiter
gehende gesetzliche Bestimmungen bleiben unberihrt.

§87 Sanierung von Gewasser- und Bodenverunreinigungen

(1) Die fur Gewasserverunreinigungen Verantwortlichen haben die erforderlichen Malnahmen zur
Schadensermittlung und Schadensbegrenzung und zur Beseitigung von Verunreinigungen durchzu-
fuhren. Das Gleiche gilt fir Bodenverunreinigungen, die eine nachhaltige Gewasserverunreinigung
oder Beeintrachtigung von Bodeneigenschaften besorgen lassen. Mit der Sanierung ist sicherzustel-
len, dass Gefahren beseitigt werden, die eine schadliche Verunreinigung der Gewasser oder eine
sonstige nachteilige Veranderung ihrer Eigenschaften bewirken kénnen.

(2) Bei Verunreinigungen kann die Wasserbehdrde verlangen, dass vor Beginn der Sanierungsmalf3-
nahmen nach Absatz 1 ein Sanierungsplan zu erstellen und die Genehmigung der Wasserbehdrde
einzuholen ist. Die Genehmigung schlie3t alle erforderlichen wasserbehdrdlichen Zulassungen ein.

(3) Das Recht zur Anordnung von MaRnahmen nach § 84 und besondere gesetzliche Regelungen zur
Altlastensanierung bleiben unberuhrt.

§ 88 Gewadsserschau, Schaukommission

(1) Bei den Umweltamtern werden Schaukommissionen gebildet. Die Schaukommissionen unterstiit-
zen die Wasserbehorden durch Schauen der natirlichen flieRenden oberirdischen Gewasser und der
Wasserschutzgebiete. Fiir die Schaukommissionen gelten die Rechte und Pflichten nach § 85 Abs. 1
Satz 1 sowie Abs. 2 und 4. Beim Schauen der oberirdischen Gewasser ist auch der Zustand der
Uberschwemmungsgebiete und der dem Hochwasserschutz dienenden Anlagen mit einzubeziehen.
Bei den Wasserschutzgebieten sind insbesondere die Schutzzonen | und 1l zu begehen.

(2) Die Schaukommissionen setzen sich aus je einem Vertreter des ortlich zustdndigen Umweltamtes,
der Wasserbehorde, einer Landwirtschaftsbehérde und

1. bei oberirdischen Gewassern aus je einem Vertreter der unteren Naturschutzbehoérde, der Fi-
schereibehorde und der ortlich zustandigen Gemeindeverwaltung oder des Verbandsvorstandes,
soweit die Unterhaltung einem Verband obliegt,

2. bei Wasserschutzgebieten aus je einem Vertreter des Wasserversorgungsunternehmens, der
ortlich zustéandigen Gemeindeverwaltung und der Gesundheitsbehdrde
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zusammen. Einem gemeinsamen Vertreter der nach § 29 des Bundesnaturschutzgesetzes
(BNatSchG) in der Fassung vom 21. September 1998 (BGBI. | S. 2994) in der jeweils geltenden Fas-
sung anerkannten Verbande sowie einem Vertreter des Thuringer Bauernverbandes ist die Teilnahme
an den Schauen zu ermdglichen. Dritte kdnnen hinzugezogen werden.

§89 Wassergefahr

(1) Werden zur Abwendung einer durch Hochwasser, Eisgang oder andere Ereignisse entstehenden
Wassergefahr augenblickliche Vorkehrungen notwendig, so sind, wenn es ohne erhebliche eigene
Nachteile geschehen kann, die benachbarten Gemeinden, auch wenn sie nicht bedroht sind, ver-
pflichtet, die erforderliche Hilfe zu leisten.

(2) Ist ein Deich bei Hochwasser gefahrdet, so haben auf Anordnung der Wasserbehdrde die Bewoh-
ner der bedrohten und, falls erforderlich, der benachbarten Gemeinden durch personliche Dienste
oder andere Leistungen im Rahmen des Herkdmmlichen die erforderliche Hilfe zu leisten.

(3) Die Korperschaft, in derem Interesse Hilfe geleistet wird, hat auf Verlangen fiir Sachschaden und
Verdienstausfall eine angemessene Entschadigung zu gewahren.

§90 Wasserwehr

(1) Gemeinden haben einen Wasserwehrdienst einzurichten, wenn sie erfahrungsgeman durch Uber-
schwemmungen gefahrdet werden.

(2) Das fir die Wasserwirtschaft zustéandige Ministerium erlasst durch Rechtsverordnung Bestimmun-
gen Uber die Errichtung der Wasserwehr und tber den Wasserwehrdienst.

(3) Das Nahere regeln die Gemeinden durch Ortssatzung.

§91 Warn- und Alarmdienst

Das fir die Wasserwirtschaft zustandige Ministerium kann durch Rechtsverordnung fiir Gewasser
einen Warn- und Alarmdienst zum Schutz der Gewasser gegen Verunreinigungen und zum Schutz vor
Wassergefahren einrichten sowie die Meldestellen und das Meldeverfahren bestimmen.

Achter Teil

Zwangsrechte, Entschadigung, Ausgleich

Erster Abschnitt

Zwangsrechte

§92 Gewaidsserkundliche MaBnahmen

Die Eigentimer und Nutzungsberechtigten von Grundstiicken sind auf Anordnung der Wasserbehdrde
verpflichtet, zum Ermitteln gewasserkundlicher Grundlagen die Errichtung und den Betrieb von Mes-
sanlagen (Pegel, Durchfluss-, Grundwasser-, Niederschlags- und andere Messstellen) sowie die
Durchfiihrung von Probebohrungen und Pumpversuchen zu dulden.
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§93 Verdndern oberirdischer Gewasser

Zugunsten des Unternehmers einer Entwasserungs- oder Abwasseranlage oder der besseren Aus-
nutzung einer Triebwerksanlage sind die Eigentimer eines Gewasserbettes auf Anordnung der Was-
serbehorde verpflichtet, die zur Herbeiflihrung eines besseren Wasserabflusses dienenden Verande-
rungen des Gewassers (Vertiefungen, Verbreiterungen) zu dulden.

§ 94 Anschluss von Stauanlagen an fremde Grundstiicke

Zugunsten dessen, der eine Stauanlage errichten will, sind die Eigentimer und Nutzungsberechtigten
der gegeniberliegenden Ufergrundstiicke und der dahinter liegenden Grundstiicke auf Anordnung der
Wasserbehorde verpflichtet, den Anschluss zu dulden.

§ 95 Durchleiten von Wasser und Abwasser

Die Eigentimer und Nutzungsberechtigten von Grundstiicken sind auf Anordnung der Wasserbehdrde
verpflichtet, das ober- und unterirdische Durchleiten von Wasser und Abwasser, die dazu dienenden
Anlagen und die damit verbundene Unterhaltung zu dulden, wenn dies zum Be- und Entwassern von
Grundstlicken, zur Fortleitung von Wasser oder Abwasser oder zu Zwecken der Teichwirtschaft oder
zur Errichtung einer Stau- oder Triebwerksanlage erforderlich ist.

§ 96 Mitbenutzung von Anlagen

(1) Der Unternehmer einer Anlage zur Wasserversorgung oder Grundstlicksbewasserung oder einer
Abwasseranlage kann durch die Wasserbehorde verpflichtet werden, einem anderen die Mitbenut-
zung der Anlage zu gestatten, wenn dies zur Bewirtschaftung der Gewasser oder zur Erfillung ge-
setzlicher Pflichten erforderlich und die Mitbenutzung fir den Unternehmer zumutbar ist. Soweit die
Mitbenutzung eine Anderung der Anlage notwendig macht, ist der Unternehmer verpflichtet, die Ande-
rung selbst durchzufiihren oder zu dulden.

(2) Der zur Mitbenutzung Berechtigte hat einen angemessenen Teil der Bau-, Betriebs- und Unterhal-
tungskosten der Anlage zu ubernehmen. Kommt eine Einigung hierlber nicht zustande, setzt die
Wasserbehdrde ein angemessenes Entgelt fest.

(3) Auf Verlangen des Unternehmers der Anlage hat der zur Mitbenutzung Berechtigte einen Vor-
schuss oder Sicherheit zu leisten.

§97 Enteignungsrecht

Soweit fiir Zwecke der 6ffentlichen Wasserversorgung oder der 6ffentlichen Abwasserbeseitigung die
Entziehung oder die Beschrankung von Grundeigentum oder Rechten am Grundeigentum im Wege
der Enteignung erforderlich wird, stellt die Wasserbehorde die Zuldssigkeit der Enteignung fest. Die
Zulassigkeit der Enteignungen richtet sich nach dem Thuringer Enteignungsgesetz.

§98 Einschriankende Bestimmungen

(1) Eine Anordnung nach den §§ 92 bis 96 darf nur getroffen werden, wenn das Vorhaben anders
nicht zweckmaRig oder nur mit erheblichen Mehrkosten durchgefiihrt werden kann und der zu erwar-
tende Nutzen den Schaden des Betroffenen erheblich tbersteigt.

(2) Die §§ 92 bis 94 gelten nicht fir Gebaude, Hofrdume, Betriebsgrundstiicke und
Parkanlagen.
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§99 Vorbereitung und Durchfiihrung des Vorhabens

(1) Soweit es die Vorbereitung und die Durchfiihrung des Ausbaus, der Unterhaltung oder eines son-
stigen Vorhabens erfordern, haben die Eigentiimer und Nutzungsberechtigten der betroffenen Grund-
stiicke zu dulden, dass der Unternehmer oder dessen Beauftragte nach vorheriger Ankiindigung
Grundstlicke betreten und voriibergehend benutzen.

(2) Die Inhaber von Rechten und Befugnissen an Gewassern haben nach vorheriger Anklindigung zu
dulden, dass die Benutzung vorubergehend behindert oder unterbrochen wird, soweit es zur Unter-
haltung des Gewassers erforderlich ist.

(3) Der § 30 Abs. 3 WHG gilt entsprechend.

§ 100 Entschadigungspflicht

In den Fallen der §§ 92 bis 95 ist der Betroffene zu entschadigen. Auf Verlangen ist Sicherheit zu lei-
sten.

Zweiter Abschnitt

Entschadigung, Ausgleich

§ 101 Entschadigung

(1) Fur die Entschadigung nach diesem Gesetz gilt § 20 WHG entsprechend, soweit dieses Gesetz
nichts anderes bestimmt.

(2) Wird die Nutzung eines Grundstuicks infolge einer entschadigungspflichtigen MaRnahme unmég-
lich gemacht oder erheblich erschwert, so kann der Grundstiickseigentimer anstelle einer Entschadi-
gung verlangen, dass der Entschadigungspflichtige das Eigentum des Grundstiicks zum Verkehrswert
erwirbt. Ist der Rest eines nur teilweise betroffenen Grundstlicks nach seiner bisherigen Bestimmung
nicht mehr zweckmaRig zu benutzen, so kann der Grundstiickseigentiimer den Erwerb auch des Re-
stes verlangen.

(3) Ist der Grundstiickseigentiimer zur Sicherung seiner Existenz auf Ersatzland angewiesen und kann
Ersatzland zu angemessenen Bedingungen beschafft werden, so ist ihm auf Antrag anstelle einer
Geldentschadigung oder eines Entgeltes Land zu Uberlassen.

(4) Kann aufgrund einer entschadigungspflichtigen Malnahme die Wasserkraft eines Triebwerks nicht
mehr im bisherigen Umfang verwertet werden, so darf die Entschadigung ganz oder teilweise in Liefe-
rung elektrischer Arbeit bestehen, wenn dies dem Entschadigungspflichtigen wirtschaftlich zumutbar
ist. Die technischen Voraussetzungen fiir die Entschadigung durch elektrische Arbeit hat der Entscha-
digungspflichtige auf seine Kosten zu schaffen.

(5) Die Entschadigungen sind, soweit nichts anderes bestimmt ist, von demjenigen zu leisten, der
durch die entschadigungspflichtige Malnahme unmittelbar beglinstigt ist.

(6) Wird ein Wasservorkommen zum Zweck der kiinftigen 6ffentlichen Wasserversorgung geschutzt,
ohne dass bereits ein Trager feststeht, ist das Land anstelle des Begunstigten verpflichtet.

(7) Einmalige Entschadigungsbetrage sind mit sechs vom Hundert jahrlich von dem Zeitpunkt an zu
verzinsen, in dem der Schaden geltend gemacht wurde.
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§ 102  Ausgleichspflicht fiir erhohte Anforderungen

(1) Der Ausgleich nach § 19 Abs. 4 WHG ist fir erhohte Anforderungen in Wasser- und Heilquellen-
schutzgebieten oder bei Anordnungen nach § 112 Abs. 1 zum Schutz kinftiger Wasser- und Heil-
quellenschutzgebiete an den Nutzungsberechtigten zu leisten; als Anordnung nach § 19 Abs. 2 WHG
gelten auch fur Wasser- und Heilquellenschutzgebiete erlassene Verbote oder Beschrankungen fiir
die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln. Der Ausgleich bemisst sich nach den Ertragseinbul3en
oder Mehraufwendungen gegeniber einer ordnungsgemafen land- und forstwirtschaftlichen Nutzung.
Ersparte Aufwendungen sind anzurechnen.

(2) Zur Zahlung verpflichtet ist derjenige, der in einem Wasser- oder Heilquellenschutzgebiet oder in
einem Gebiet, in dem Anordnungen nach § 112 Abs. 1 getroffen worden sind, Wasser entnimmt oder
hierzu befugt ist und durch die ausgleichspflichtige MalRnahme begiinstigt wird. Liegen mehrere Was-
serentnehmer in einem Schutzgebiet oder Uberschneiden sich Schutzgebiete, sind die Wasserent-
nehmer Gesamtschuldner. Wird das Wasservorkommen zum Zwecke der kiinftigen Wasserversor-
gung geschiitzt, ohne dass bereits ein Trager feststeht, sind die Ausgleichszahlungen vom Land zu
leisten. Wer kiinftig Wasser in diesem Gebiet entnimmt, hat dem Land entstandene Aufwendungen zu
erstatten.

(3) Ein Ausgleich wird nicht geleistet, soweit die wirtschaftlichen Nachteile

1. 50 Euro pro Jahr und Betrieb nicht Ubersteigen,

2. durch zumutbare MafRnahmen auf den betroffenen Flachen ausgeglichen werden kénnen oder
3. durch andere Leistungen aus 6ffentlichen Haushalten oder von Dritten ausgeglichen werden.

(4) Der Ausgleich ist durch einen fur das Kalenderjahr fallig werdenden Betrag in Geld zu leisten. Der
§ 101 Abs. 7 gilt entsprechend. Der Anspruch entfallt, wenn ein Antrag nicht bis zum 31. Dezember
des laufenden Jahres gestellt wird. Wird die Ausgleichszahlung ganz oder teilweise verweigert, kann
binnen einer Notfrist von einem Monat Klage vor den ordentlichen Gerichten erhoben werden.

(5) Das fir die Wasserwirtschaft zustandige Ministerium kann durch Rechtsverordnung die Héhe und
die Pauschalierung des Ausgleichs regeln, Verfahrensregelungen treffen, insbesondere lber die Mit-
wirkungsbefugnisse der Amter fir Landwirtschaft, der Flurneuordnungsamter, und Naheres zur Aus-
gleichspflicht der Gesamtschuldner untereinander nach Absatz 2 Satz 2 bestimmen.

(6) VerstoRt der Nutzungsberechtigte gegen eine Schutzbestimmung, Anordnung oder Auflage, die
sich auf die Bewirtschaftung bezieht, kann die Ausgleichszahlung ganz oder teilweise versagt oder
auch mit Wirkung fur die Vergangenheit zuriickverlangt werden.

(7) Die mit der Uberwachung betrauten Behérden sind befugt, Boden-, Pflanzen-, Diingemittel- und
Pflanzenschutzmittelproben ohne Entschadigung zu entnehmen.

Neunter Teil

Zustandigkeits- und Verfahrensbestimmungen

Erster Abschnitt

Zustandigkeit

§ 103 Wasserbehorden

(1) Oberste Wasserbehorde ist das fir die Wasserwirtschaft zustandige Ministerium.
(2) Obere Wasserbehorde ist das Landesverwaltungsamt.

(3) Untere Wasserbehorde sind die Landkreise und kreisfreien Stadte im Ubertragenen Wirkungskreis.
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(4) Soweit die kreisfreie Stadt selbst Unternehmer oder unmittelbar Betroffene einer Anordnung ist,
nimmt die obere Wasserbehorde die Aufgaben der zustandigen Wasserbehorde wahr; das Gleiche
gilt, wenn die kreisfreie Stadt an einer Gesellschaft oder Vereinigung mit eigener Rechtspersdnlichkeit
mehrheitlich beteiligt ist.

§ 104 Technische Fachbehorden

(1) Die Landesanstalt fur Umwelt und Geologie ist die technische Fachbehdrde fiir die Erarbeitung
wasserwirtschaftlicher Grundlagen und die Ermittlung und Bewertung der nach Menge und Glite er-
forderlichen Daten fir die Ordnung des Wasserhaushalts sowie alle Angelegenheiten der Hydrogeo-
logie. Sie ist auch zustandig fir die Erarbeitung und die Bereitstellung hydrogeologisch-bodenkundli-
cher Grundlagen fir Wasser- und Heilquellenschutzgebiete. Sie errichtet und betreibt die dazu not-
wendigen Mess-, Beobachtungs- und Untersuchungseinrichtungen. Sie wirkt bei der Ermittlung des fir
die Wasserwirtschaft bedeutsamen Standes der Technik und dessen Weiterentwicklung mit und
nimmt die Uberregionalen Warndienste der Wasserwirtschaft wahr.

(2) Die Umweltamter sind technische Fachbehorden fir alle Angelegenheiten der Wasserwirtschaft
und der Gewasserokologie. Sie unterstiitzen die unteren Wasserbehdrden, die obere Wasserbehoérde
und die Landesanstalt fir Umwelt und Geologie bei der Erfullung ihrer Aufgaben. Die Umweltamter
haben den Zustand und die Benutzung der Gewasser, der Ufer, der Deiche, der Uberschwemmungs-,
Wasser- und Heilquellenschutzgebiete und der nach dem Wasserhaushaltsgesetz oder nach diesem
Gesetz anzeigepflichtigen und genehmigungsbediirftigen Anlagen und Mafinahmen in wasserwirt-
schaftlicher und gewasserdkologischer Hinsicht zu Gberwachen. Sie nehmen den Hochwasserwarn-
und Hochwassermeldedienst wahr. Das fir die Wasserwirtschaft zustadndige Ministerium kann festle-
gen, dass die untere Wasserbehorde das ortlich zustandige Umweltamt in bestimmten fachlichen An-
gelegenheiten beteiligt.

(3) Die Umweltamter nehmen die Unterhaltung der Gewasser erster Ordnung, der Deiche nach An-
lage 3 des Gesetzes sowie der sonstigen wasserwirtschaftlichen Anlagen, die im Eigentum des Lan-
des stehen, wahr.

(4) Die Umweltamter nehmen in den nach § 105 Abs. 3 besonders zugewiesenen Fallen Vollzugsauf-
gaben wahr.

§ 105 Zustindige Wasserbehorde

(1) Die Wahrnehmung der Aufgaben nach dem Wasserhaushaltsgesetz, diesem Gesetz und den auf
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen obliegt der unteren Wasserbehdrde, wenn
nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die obere Wasserbehorde ist zustandig fur

1. Rechtsverordnungen zur Festsetzung, Feststellung und Aufhebung von
a) Wasserschutzgebieten nach § 19 Abs. 1 Nr. 1 WHG und nach § 130 Abs. 2,
b) Wasservorbehaltsgebieten nach § 29 Abs. 1 sowie nach § 52 Abs. 1 in Verbindung mit § 29
Abs. 1,
c) Planungsgebieten nach § 36a WHG,
d) Heilguellenschutzgebieten nach § 52 Abs. 1,
e) Uberschwemmungsgebieten nach § 80,
2. die Aufstellung von Abwasserbeseitigungsplanen nach § 18a Abs. 3 WHG,
3. a) Planfeststellungen und Plangenehmigungen nach § 31 WHG,
b) Bewilligungen, gehobene Erlaubnisse, Erlaubnisse fur die Entnahme fester Stoffe und fir das
Aufstauen und Absenken,
c) Anordnungen zur Wiederherstellung des friiheren Zustands nach § 11 Abs. 2,
d) Anordnungen nach § 67 Abs. 3,
e) Anordnungen von Schutzmaflinahmen nach § 72 Abs. 1,
f) eine Ubertragung der Unterhaltungslast nach § 68 Abs. 3,
g) Genehmigungen hinsichtlich baulicher Anlagen und Gebauden nach § 79 Abs. 1,
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soweit Gewasser erster Ordnung betroffen sind,

4. Planfeststellungen und Plangenehmigungen nach § 31 WHG, soweit der Gewasserausbau durch

das Freilegen von Grundwasser erfolgt,

Genehmigung von Abwasseranlagen nach § 56 Abs. 1,

Anordnungen nach § 74 Abs. 3 fir die in der Anlage 3 genannten Deiche,

Zulassung von Ausnahmen nach § 77 Abs. 1 und Genehmigungen nach § 77 Abs. 2 fir Deiche

nach Anlage 3,

8. die Feststellung der Zulassigkeit der Enteignung nach § 27 Abs. 4 und § 97 sowie fur Verfahren
Uber Entschadigungen, soweit sie auch fir die Zulassung des Vorhabens zustandig ist,

9. den Ausgleich von Rechten und Befugnissen nach § 24,

10. die Anerkennung von Sachverstandigen und sachverstandigen Stellen,

11. die Mitwirkung in schifffahrtsrechtlichen Angelegenheiten,

12. das Fihren des Wasserbuchs nach § 37 WHG und § 123,

13. Genehmigungen fir Anlagen nach § 19a WHG,

14. die Aufforderung zur Anmeldung alter Rechte und Befugnisse nach § 16 Abs. 2 WHG sowie
Feststellungen nach § 129 Abs. 2,

15. die Abgabe von Stellungnahmen und Einvernehmenserklarungen in Verfahren von Bundesbe-
horden, obersten und oberen Landesbehdrden, soweit neben der oberen Wasserbehdrde auch
die untere Wasserbehoérde oder das Staatliche Umweltamt in diesem Verfahren zu beteiligen wa-
ren,

16. die Entscheidung Uber Widerspriche gegen Verwaltungsakte der Umweltadmter.

Noou

Sie ist ferner zustandig, wenn bei einer Angelegenheit auch die Zustandigkeit der unteren Wasserbe-
hoérde gegeben ist, aber der Schwerpunkt der Sache bei der oberen Wasserbehorde liegt. Sie ist zu-
standige Aufsichtsbehdrde fur die Wasser- und Bodenverbande, die Aufgaben nach § 2 Nr. 1, 2, 5, 8,
9 und 11 WVG wahrnehmen.

(2a) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 ist das Oberbergamt zustandig fur die Planfeststellung und
Plangenehmigung nach § 31 WHG, soweit

1. ein Gewasser durch das Freilegen grundwasserfihrender Schichten ausgebaut wird,
2. der Ausbau mit der Gewinnung von Bodenschatzen verbunden ist und
3. die Gewinnung der Bodenschatze den Bestimmungen des Bundesberggesetzes unterliegt.

(3) Die Umweltamter sind zustandig fur

die Aufsicht Uber die Stauanlagen nach § 42,

die Erklarung des Einvernehmens nach § 55 Abs. 4,

(aufgehoben)

die im Ergebnis aus der Kontrolle und Uberwachung folgende Vollstreckung von Verwaltungsak-
ten, die aufgrund des Wasserhaushaltsgesetzes oder dieses Gesetzes von der oberen Wasser-
behdrde erlassen wurden.

PN

(4) Die oberste Wasserbehdrde ist zustandig fir die Aufstellung wasserwirtschaftlicher Rahmenplane
nach § 36a WHG, Bewirtschaftungsplane nach § 36b WHG, die wasserrechtliche Bauartzulassung
nach § 19h Abs. 1 Satz 1 WHG.

(5) Das fir die Wasserwirtschaft zustandige Ministerium kann abweichend von den Absétzen 1 bis 4
die Zustandigkeit durch Rechtsverordnung einer anderen Behérde bertragen. Eine Ubertragung ist
dariiber hinaus zulassig, wenn dies wegen der besonderen wasserwirtschaftlichen Bedeutung oder
Schwierigkeit der Angelegenheit, wegen der Zustandigkeit mehrerer Wasserbehorden in derselben
Sache oder fir einen einheitlichen Vollzug des Wasserrechts zweckmafig ist. Ist auch eine Behdrde
eines anderen Bundeslandes zustandig, so kann das fiir die Wasserwirtschaft zustandige Ministerium
mit der zustandigen Behorde des anderen Bundeslandes eine gemeinsame zustandige Behdrde ver-
einbaren.

§ 106 (aufgehoben)
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§ 107  Sachverstindige

Das fiir die Wasserwirtschaft zustandige Ministerium kann durch Rechtsverordnung

1. bestimmte Aufgaben, insbesondere Priif- und Uberwachungsmafnahmen, auf anerkannte Sach-
verstandige oder sachverstandige Stellen tbertragen,

2. die Voraussetzungen fir die Anerkennung der Sachverstandigen oder sachverstandigen Stellen
und die Entgelte fir deren Leistung regeln,

3. regeln, dass der Antragsteller, Anlagenbetreiber oder sonstige Veranlasser von MalRnahmen die
Kosten der Sachverstandigen zu tragen hat,

4. bestimmen, dass die Erfullung von MalRnahmen nach Nummer 1 durch eine Bescheinigung eines
anerkannten Sachverstandigen oder einer sachverstandigen Stelle nachzuweisen ist.

Zweiter Abschnitt

Allgemeine Verfahrensbestimmungen

§ 108  Verwaltungsverfahren

(1) Soweit in diesem Gesetz oder in den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften
nichts anderes bestimmt ist, gilt fir das Verwaltungsverfahren das Thuringer Verwaltungsverfahrens-
gesetz.

(2) Die fur die Entscheidung der Verwaltungsbehérde erforderlichen Unterlagen (Lageplan, Zeichnun-
gen, Nachweise, Beschreibungen) hat derjenige vorzulegen, der die Entscheidung beantragt oder in
dessen Interesse sie ergehen soll. Unvollstandige, mangelhafte oder offensichtlich unzulassige An-
trage kénnen ohne Durchfiihrung des Verwaltungsverfahrens zurlickgewiesen werden, wenn der An-
tragsteller die ihm mitzuteilenden Mangel nicht innerhalb der gesetzten Frist behebt. Unvollstandig
sind insbesondere Antrage, denen die zur Beurteilung erforderlichen Unterlagen (Lageplan, Zeich-
nungen, Nachweise, Beschreibungen) nicht beiliegen.

(3) Werden Benutzungen ohne die erforderlichen Erlaubnisse oder Bewilligungen ausgetibt, Gewas-
ser oder Anlagen ohne die erforderliche Genehmigung, Eignungsfeststellung, Bauartzulassung oder
Planfeststellung ausgebaut, errichtet, eingebaut, verwendet, beseitigt oder gedndert, so kann die zu-
standige Behdrde auch anstelle der Untersagung verlangen, dass ein entsprechender Antrag gestellt
wird.

(4) Die fur die Entscheidung der Verwaltungsbehérde erforderlichen Unterlagen miissen von fachkun-
digen Personen erstellt und unterzeichnet sein. Das fur die Wasserwirtschaft zustédndige Ministerium
kann durch Rechtsverordnung bestimmen, wer Fachkundiger ist.

§ 109 Einwendungen privatrechtlicher Natur

Sind gegen einen Antrag Einwendungen privatrechtlicher Natur erhoben worden, kann die zustandige
Behorde unter Vorbehalt dieser Einwendungen entscheiden oder das Verfahren aussetzen.

§ 110  Verfahren bei wasserrechtlichen Entscheidungen

(1) Entscheidungen nach dem Wasserhaushaltsgesetz und diesem Gesetz bediirfen der Schriftform,
es sei denn, dass sie nur eine vorlaufige Regelung treffen oder wegen Gefahr im Verzug erlassen
werden. Den Verfahrensbeteiligten, die nicht Antragsteller sind, kann die Entscheidung ohne die zu-
gehdrigen Planunterlagen mit dem Hinweis bekannt gegeben oder zugestellt werden, wo diese einge-
sehen werden kdnnen.
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(2) Sind mehr als 50 Benachrichtigungen oder Zustellungen vorzunehmen, kénnen sie durch 6ffentli-
che Bekanntgabe ersetzt werden.

(3) Soweit eine wasserrechtliche Entscheidung andere &ffentlich-rechtliche Entscheidungen ein-
schlie3t oder selbst von einer anderen 6ffentlich-rechtlichen Entscheidung ersetzt wird, ist die ersetzte
Entscheidung ausdrtcklich zu bezeichnen.

§ 111 Sicherheitsleistung

(1) Die zustandige Behdrde kann die Leistung einer Sicherheit oder den Nachweis einer Haftpflicht-
versicherung verlangen, soweit sie erforderlich sind, um die Erflllung von Bedingungen, Auflagen und
sonstigen Verpflichtungen zu sichern oder finanzielle Risiken abzudecken, die bei Unféllen oder Be-
triebsstérungen entstehen kénnen. Das Land und sonstige Korperschaften des 6ffentlichen Rechts
sind von der Sicherheitsleistung frei, sofern nicht im Einzelfall etwas anderes bestimmt wird. Auf Si-
cherheitsleistungen sind die §§ 232 bis 240 des Birgerlichen Gesetzbuchs anzuwenden.

(2) Art und Hohe der Sicherheit sowie der Beglinstigte sind zu bestimmen.

(3) Ist der Grund fir die Sicherheitsleistung weggefallen, so ist dem Begtinstigten eine Frist zu setzen,
binnen deren er die Einwilligung in die Riickgabe der Sicherheit zu erklaren oder die Erhebung der
Klage wegen seiner Anspriiche nachzuweisen hat. Nach Ablauf der Frist ist die Riickgabe der Sicher-
heit anzuordnen, wenn nicht inzwischen die Erhebung der Klage nachgewiesen ist.

§ 112  Vorlaufige Anordnungen, Beweissicherung

(1) Ist ein Verfahren nach dem Wasserhaushaltsgesetz oder diesem Gesetz eingeleitet, so kann die
zustandige Behorde zur Sicherung der in Aussicht genommenen MaRnahmen vorlaufige Anordnun-
gen treffen, wenn das Wohl der Allgemeinheit dies erfordert. Die Anordnung ist zu befristen.

(2) Zur Feststellung von Tatsachen, die fiir eine nach dem Wasserhaushaltsgesetz oder diesem Ge-
setz zu treffende Entscheidung von Bedeutung sein kdnnen, insbesondere zur Feststellung des Zu-
standes einer Sache, kann die zustandige Behorde die erforderlichen MaRnahmen anordnen, wenn
sonst die Feststellung unmdglich oder wesentlich erschwert wiirde (Beweissicherungsverfahren).

§ 113  Datenverarbeitung

(1) Die Wasserbehorden, die Landesanstalt fir Umwelt und Geologie und die technischen Fachbe-
hérden sind berechtigt, soweit es fiir die Erreichung der in Satz 3 aufgeflihrten Zwecke erforderlich ist,
die notwendigen personenbezogenen Daten zu erheben und in sonstiger Weise zu verarbeiten. Eine
Erhebung auch ohne Kenntnis der Betroffenen ist zulassig, wenn andernfalls die Erflllung der Aufga-
ben fiir die in Satz 3 genannten Zwecke gefahrdet wiirde. Zwecke nach Satz 1 sind:

1. Durchfihrung der Gewasseraufsicht,

2. Durchfiihrung von Genehmigungs-, Anzeige- oder Zulassungsverfahren,

3. Durchflihrung der Gewasserliberwachung und von wasserwirtschaftlichen Planungen und wis-
senschaftlichen Untersuchungen.

Die zu einem in Satz 3 genannten Zweck verarbeiteten personenbezogenen Daten diirfen zu jedem
anderen in Satz 3 genannten Zweck weiterverarbeitet werden.

(2) Im Ubrigen bleiben die besonderen Vorschriften liber Geheimhaltung und Datenschutz unberiihrt.

§ 114  Verfahrenskosten

Die Verfahrenskosten fallen dem Antragsteller oder dem Begiinstigten zur Last. Kosten, die infolge
unbegrindeter Einwendungen oder im Falle eines Entschadigungsverfahrens durch wesentlich tiber-
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héhte Entschadigungsforderungen entstanden sind, kdnnen demjenigen auferlegt werden, der die
Einwendungen oder die Entschadigungsforderungen erhoben hat.

Dritter Abschnitt

Verfahren fiir die Planfeststellung, Bewilligung und gehobene Erlaubnis

§ 115  Verfahrensvorschriften

(1) Fur die Planfeststellung gelten die Bestimmungen des Teils V Abschnitt 2 des Thiringer Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (ThurVwVfG) mit folgenden MalRRgaben:

1. Es sind nicht anzuwenden § 73 Abs. 1 und 9, § 74 Abs. 2 Satz 2 und 3 und Abs. 6 und 7 sowie §
76 TharVwVfG.

2. Sind Privatrechte streitig, so kann den Beteiligten aufgegeben werden, eine Entscheidung der
ordentlichen Gerichte herbeizufiihren.

3. Der Planist nach § 73 Abs. 2 und 3 Satz 1 ThirVwVfG in den Gemeinden auszulegen, in denen

eine Beeintrachtigung von Rechten oder rechtlich geschitzten Interessen Dritter zu erwarten ist;

die Auslegungsfrist kann bis auf zwei Wochen beschrankt werden.

(aufgehoben)

(aufgehoben)

Den Verfahrensbeteiligten, die nicht Antragsteller sind, ist die Entscheidung ohne die zugehdri-

gen Planunterlagen mit dem Hinweis zuzustellen, wo diese eingesehen werden kénnen.

o0k

(2) Fur das Bewilligungsverfahren und fir das Verfahren fiir eine gehobene Erlaubnis gilt Absatz 1 mit
folgender Maltgabe entsprechend:

1. AuBer den in Absatz 1 Nr. 1 genannten Bestimmungen sind auch die §§ 75, 77 und 78
ThirVwV{G nicht anzuwenden.
2. Der Bescheid hat auch folgende Angaben zu enthalten:
a) die genaue Bezeichnung des erlaubten oder bewilligten Rechts nach Art, Umfang und Zweck
des der Benutzung zugrunde liegenden Plans,
b) die Dauer der Erlaubnis oder Bewilligung,
c) die Benutzungsbedingungen und Auflagen und, soweit erforderlich, den Vorbehalt nachtragli-
cher Auflagen (§ 10 Abs. 1 WHG),
d) die Frist fur den Beginn der Benutzung,
e) die Festsetzung einer Entschadigung, soweit sie einem spateren Verfahren nicht vorbehalten
wird.

3. Die Nachprifung des Verwaltungsakts in einem Vorverfahren entféllt nicht nach § 74 Abs. 1 in
Verbindung mit § 70 ThurVwVfG.

(3) Fir die Plangenehmigung nach § 31 Abs. 3 WHG ist § 74 Abs. 6 Satz 1 und Abs. 7 ThirVwVfG
nicht anzuwenden.

(4) Betrifft ein Erlaubnisverfahren eine Gewasserbenutzung von erheblicher Bedeutung fur den Was-
ser- und Naturhaushalt, kann die Wasserbehdrde das Vorhaben 6ffentlich bekannt machen und mit
den Beteiligten erdrtern.
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Vierter Abschnitt

Andere Verfahren

§ 116  Ausgleichsverfahren

Fir das Verfahren zum Ausgleich von Rechten und Befugnissen (§ 24) gilt § 115 Abs. 2 Nr. 2 entspre-
chend. Die Kosten sind auf die Beteiligten nach billigem Ermessen zu verteilen.

§ 117  Wasser- und Heilquellenschutzgebiete, Uberschwemmungsgebiete

(1) Vor dem Erlass einer Rechtsverordnung ber die Festsetzung von Wasser- und
Heilquellenschutzgebieten und die Feststellung von Uberschwemmungsgebieten sind die betroffenen
Koérperschaften des 6ffentlichen Rechts sowie die Trager 6ffentlicher Belange zu héren und der Ent-
wurf der Rechtsverordnung mit den zugehérigen Planen wahrend der Dauer eines Monats in den be-
troffenen Gemeinden 6ffentlich auszulegen. Die 6ffentliche Auslegung ist vorher ortstblich mit dem
Hinweis bekannt zu geben, dass innerhalb von zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist schrift-
lich oder zur Niederschrift bei der zustandigen Wasserbehérde Bedenken gegen die Festsetzung des
Schutzgebietes, die Feststellung des Uberschwemmungsgebietes oder den Erlass einzelner Schutz-
anordnungen sowie Anregungen zu dem Entwurf vorgebracht werden kénnen. Wer Bedenken oder
Anregungen vorgebracht hat, die beim Erlass der Rechtsverordnung nicht bertcksichtigt wurden, ist
Uber die Griinde zu unterrichten.

(2) Die Rechtsverordnung uber die Festsetzung von Wasser- und Heilquellenschutzgebieten und die
Feststellung von Uberschwemmungsgebieten sollen in den betroffenen Gemeinden ortsiiblich bekannt
gemacht werden. Die allgemeinen Vorschriften tber die Verkiindung bleiben unberiihrt.

(3) Die Grenzen des Geltungsbereichs der Rechtsverordnung sind, soweit erforderlich, durch den, in

dessen Interesse die Rechtsverordnung erlassen wurde, sonst durch die erlassende Behdrde in der
Natur in geeigneter Weise kenntlich zu machen.

§ 118  (aufgehoben)

Filinfter Abschnitt

Entschadigung und Ausgleich

§ 119  Einigung, Festsetzungsbescheid

(1) Vor Festsetzung der Entschadigung hat die zustédndige Behdrde auf eine gitliche Einigung hinzu-
wirken. Kommt eine Einigung zustande, so ist eine Niederschrift aufzunehmen. Die Niederschrift hat
zu enthalten:

1. Ort und Zeit der Verhandlung,

2. die Bezeichnung der Beteiligten, ihrer gesetzlichen Vertreter und der Bevollm&chtigten nach Na-
men, Beruf oder Gewerbe, Wohnort und Anschrift,

3. die Erklarungen der Beteiligten.

Die Niederschrift ist den Beteiligten vorzulesen oder zur Durchsicht vorzulegen. In der Niederschrift ist
zu vermerken, dass dies geschehen und die Genehmigung erteilt ist.

(2) Die Beteiligten kénnen ihre Einigung auch durch tbereinstimmende schriftliche Erklarungen der
zustandigen Behorde zur Kenntnis bringen. In diesem Falle setzt die zustandige Behdrde die Ent-
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schadigung entsprechend den Erklarungen der Beteiligten fest. Diese Festsetzung kann nur innerhalb
einer Ausschlussfrist von einer Woche und nur mit der Begriindung angefochten werden, die Erkla-
rungen der Beteiligten seien nicht richtig wiedergegeben.

(3) Kommt eine Einigung nicht zustande, so setzt die zustandige Behorde die Entschadigung fest. Der

Bescheid hat die Angaben nach Absatz 1 Satz 3 Nr. 2 zu enthalten. Er ist zu begriinden, mit einer
Rechtsmittelbelehrung zu versehen und den Beteiligten zuzustellen.

§ 120 Volistreckung

(1) Die Zwangsvollstreckung nach der Zivilprozessordnung findet statt

1. aus der Niederschrift Gber die Einigung, wenn die vollstreckbare Ausfertigung mindestens eine
Woche vorher zugestellt ist,

2. aus dem Festsetzungsbescheid, wenn die vollstreckbare Ausfertigung bereits zugestellt ist oder
gleichzeitig zugestellt wird.

(2) Die vollstreckbare Ausfertigung wird von dem Urkundsbeamten der Geschéftsstelle des Amtsge-
richts erteilt, in dessen Bezirk die mit dem Festsetzungsverfahren befasste Behorde ihren Sitz hat. In
den Fallen der §§ 731, 768 und 791 der ZivilprozeRordnung entscheidet das in Satz 1 bezeichnete
Gericht.

(3) Die vollstreckbare Ausfertigung des Festsetzungsbescheides wird nur erteilt, wenn und soweit er
flr Beteiligte unanfechtbar ist.

§121 Rechtsweg

(1) Wegen des Grundes und der Hohe der Entschadigung kdnnen die Beteiligten binnen einer Notfrist
von drei Monaten nach Zustellung des Bescheides Klage vor den ordentlichen Gerichten erheben.
Wenn gegen den Verwaltungsakt, der den Entschadigungsanspruch auslost, ein Rechtsbehelf einge-
legt ist, beginnt die Frist fir denjenigen, der den Rechtsbehelf eingelegt hat, mit dem Tage, an dem
dieser Verwaltungsakt unanfechtbar geworden ist, fur die tbrigen Beteiligten mit dem Tage, an dem
ihnen die Mitteilung von der Unanfechtbarkeit zugestellt worden ist.

(2) Die Klage ist zu richten

1. gegen den zur Entschadigung Verpflichteten auf die verlangte Mehrleistung oder

2. gegen den zur Entschadigung Berechtigten auf Aufhebung oder teilweise Aufhebung des Fest-
setzungsbescheides.

§ 122  Ausgleich

Fir die Festsetzung von Ausgleichszahlungen gelten die §§ 119 bis 121 entsprechend.

Sechster Abschnitt

Wasserbuch

§ 123  Eintragung in das Wasserbuch

(1) In das Wasserbuch sind auRer den in § 37 WHG vorgeschriebenen Eintragungen einzutragen:

1. Heilquellenschutzgebiete (§ 52),
2. besondere Verpflichtungen zur Unterhaltung von Gewassern (§ 68 Abs. 3),



39

3. die Planfeststellung oder Plangenehmigung zum Ausbau von Gewassern (§ 31 WHG, § 73),

4. die Planfeststellung oder Plangenehmigung flr das Errichten, Beseitigen, Verstarken oder das
wesentliche Umgestalten von Deichen (§ 31 WHG, § 73),

5. Zwangsrechte (§§ 92 bis 100).

Erloschene Rechte sind zu I&schen.

(2) Die Eintragungen im Wasserbuch haben keine rechtsbegriindende oder rechtsandernde Wirkung.

§ 124  Einsicht

(1) Die Einsicht in das Wasserbuch und diejenigen Entscheidungen, auf die die Eintragung Bezug
nimmt, ist jedem gestattet. Auf Antrag sind Auszlige zu erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dar-
gelegt wird.

(2) Die Vorschriften Uber Geheimhaltung und Datenschutz bleiben unberiihrt.

Siebenter Abschnitt

Wasserwirtschaftliche Planungen

§ 125 (aufgehoben)

§ 126  Sonstige wasserwirtschaftliche Planungen

(1) Soweit es fur die Erfullung wasserwirtschaftlicher Aufgaben erforderlich ist, werden Bewirtschaf-
tungsplane, Reinhalteordnungen und wasserwirtschaftliche Rahmen- oder Sonderplane durch
Rechtsverordnung aufgestellt.

(2) § 117 Abs. 1 gilt entsprechend.

Zehnter Teil

Straf-, BuBgeld- und Schlussbestimmungen

Erster Abschnitt

Straf- und BuRgeldbestimmungen

§ 127 (aufgehoben)

§ 128 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. Benutzungen im Sinne des § 15 Abs. 1 unbefugt oder unter Nichtbefolgen einer Auflage ausiibt,

2. der Anzeigepflicht nach § 49 Abs. 2 Satz 2, § 50 Abs. 2 oder § 54 Abs. 1, 5 Satz 1 oder 2 nicht,
nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig nachkommt oder entgegen § 54 Abs. 3, je-
weils auch in Verbindung mit § 49 Abs. 2 Satz 3 und § 50 Abs. 3, der Anzeige die erforderlichen
Unterlagen nicht beifligt,
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3. das Anlagenkataster entgegen § 54 Abs. 6 Satz 1 oder 2 nicht oder nicht ordnungsgemaf fiihrt

oder entgegen Satz 3 auf Anforderung nicht vorlegt,

die Grenzen des Gemeingebrauchs (§ 37) Uberschreitet,

(aufgehoben)

eine Stauanlage ohne Genehmigung dauernd auf3er Betrieb setzt oder beseitigt (§ 46 Abs. 1 Satz

1),

7. den Bestimmungen des § 47 (iber das Aufstauen von Wasser oder das Ablassen aufgestauten
Wassers zuwiderhandelt,

8. als Eigentimer oder Unternehmer einer staatlich anerkannten Heilquelle die Pflicht verletzt, das
Heilwasser untersuchen zu lassen (§ 53 Abs. 1 Satz 1),

9. eine Abwasserbehandlungsanlage ohne die nach § 56 Abs. 1 Satz 1 erforderliche Genehmigung
errichtet, betreibt oder wesentlich andert,

10. der Pflicht
a) zur Uberlassung von Abwasser an den Beseitigungspflichtigen nach § 58 Abs. 2 Satz 1 oder
b) zur Beseitigung von Abwasser nach § 58 Abs. 3 Satz 2 nicht nachkommt,

11. entgegen § 59 Abs. 1 oder 1a Abwasser ohne Genehmigung in eine offentliche Abwasseranlage
einleitet,

12. der Pflicht zur Uberwachung und Eigenkontrolle der Abwasseranlagen nicht oder nicht ordnungs-
gemaf nachkommt (§ 60),

13. entgegen § 65 Abs. 1 Satz 1 oder 2 die Wassergewinnungsanlage, das festgesetzte Wasser-
schutzgebiet oder das Einzugsgebiet der Wassergewinnungsanlage nicht Uberwacht, bestehende
Gefahren der Wasserbehdrde nicht oder nicht rechtzeitig mitteilt oder nicht auf die Begrenzung
des Schadens hinwirkt,

14. entgegen § 77 Abs. 1 Satz 1 die in dieser Bestimmung untersagten Handlungen auf Deichen und
den vorgeschriebenen Gelandestreifen beiderseits des Deichfules vornimmt,

15. ohne Genehmigung die in § 77 Abs. 2 bezeichneten Arbeiten an einem Deich vornimmt,

16. entgegen § 78 Abs. 2 Satz 4 im Uferbereich Baume und Straucher beseitigt,

17. im Uferbereich eine nach § 78 Abs. 3 verbotene Handlung vornimmt,

18. ohne Genehmigung die in § 79 Abs. 1 bezeichneten Handlungen vornimmt,

19. ohne Genehmigung in Uberschwemmungsgebieten die in § 81 Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Ar-
beiten vornimmt,

20. einer Rechtsverordnung nach den §§ 40, 54 Abs. 8 Nr. 2, 3, 4 oder 7, § 59 Abs. 3 Satz 2, § 60
Abs. 3 oder § 65 Abs. 2 zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung fur einen bestimmten Tat-
bestand auf diese BuRRgeldvorschrift verweist, oder einer Rechtsverordnung nach § 28 Abs. 1
oder § 52 Abs. 1 zuwiderhandelt, soweit diese wegen VerstoRes gegen Pflichten nach § 28 Abs.
1 Satz 2 auch in Verbindung mit § 52 Abs. 1 Satz 2 auf diese Buf3geldvorschrift verweist,

21. einer Nebenbestimmung oder vollziehbaren Anordnung einer aufgrund dieses Gesetzes erlasse-
nen Entscheidung zuwiderhandelt,

22. einem Verbot oder einer Beschrankung in einem Wasserschutzgebiet nach § 130 Abs. 2 zuwi-
derhandelt, ohne dass eine Ausnahme nach § 130 Abs. 4 zugelassen ist.

o0k

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRe bis zu flunfzigtausend Euro geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehdrde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes iber Ordnungswidrigkeiten
(OWIG) in der Fassung vom 19. Februar 1987 (BGBI. | S. 602), zuletzt gedndert durch Artikel 4 Abs. 7
des Gesetzes vom 26. Januar 1998 (BGBI. | S. 164), in der jeweils geltenden Fassung flr die Verfol-

gung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten ist die nach § 105 zustandige Behdrde; dies gilt auch
fur die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 41 WHG.

Zweiter Abschnitt

Ubergangs- und Schlussbestimmungen

§ 129  Alte Rechte und alte Befugnisse

(1) Wasserrechtliche Entscheidungen, die nach dem Wassergesetz vom 2. Juli 1982 (GBI. | Nr. 26 S.
467) und den dazu erlassenen Durchfiihrungsverordnungen und Durchfiihrungsbestimmungen ge-
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troffen wurden oder aufgrund des genannten Wassergesetzes fortbestehen, behalten ihre Giiltigkeit.
Der § 15 Abs. 4 WHG ist entsprechend anwendbar.

(2) Inhalt und Umfang der alten Rechte und alten Befugnisse bestimmen sich, soweit sie auf einem
besonderen Titel beruhen, nach diesem, im Ubrigen nach den bisherigen Gesetzen. Stehen Inhalt und
Umfang eines alten Rechts oder einer alten Befugnis nicht oder nur teilweise fest, so werden sie auf
Antrag ihres Inhabers von der Wasserbehorde festgestellt. Diese Feststellung kann auch von Amts
wegen erfolgen. Rechte Dritter werden von der Feststellung nicht berihrt.

§ 130  Trinkwasservorbehalts-, Trinkwasserschutz- und Hochwassergebiete

(1) Die nach bisherigem Recht festgelegten Trinkwasservorbehaltsgebiete gelten als Wasservorbe-
haltsgebiete im Sinne dieses Gesetzes.

(2) Die nach bisherigem Recht festgelegten Trinkwasserschutzgebiete fiir die 6ffentliche Wasserver-
sorgung gelten als Wasserschutzgebiete im Sinne dieses Gesetzes. Satz 1 gilt auch fir die nach bis-
herigem Recht festgelegten Trinkwasserschutzgebiete, die nicht oder nicht mehr der 6ffentlichen
Wasserversorgung dienen. Die Wasserbehdrde hat Wasserschutzgebiete nach Satz 2 nach In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes daraufhin zu Uberprifen, ob ihr Bestand unter den Voraussetzungen des § 19
Abs. 1 WHG notwendig ist. Die Wasserbehorde hat auch auf Grund eines begriindeten Begehrens
tatig zu werden. Im Ergebnis sind die Wasserschutzgebiete entweder neu festzulegen oder aufzuhe-
ben.

(3) Die nach bisherigem Recht festgelegten Hochwassergebiete gelten als Uberschwemmungsgebiete
im Sinne dieses Gesetzes.

(4) Die Wasserbehorde kann auf Antrag Ausnahmen von Verboten und Beschrankungen bestimmter

Handlungen in den Gebieten nach den Absatzen 1 und 2 zulassen, wenn das Verbot oder die Be-
schrankung zu einer nicht beabsichtigten Harte fliihren wiirde.

§ 131 Heilquellenschutz

(1) Die nach bisherigem Recht staatlich anerkannten Heilquellen gelten als staatlich anerkannte Heil-
quellen im Sinne dieses Gesetzes.

(2) Die nach bisherigem Recht festgesetzten Heilquellenschutzgebiete gelten als Heilquellenschutz-
gebiete im Sinne dieses Gesetzes. Bis zum Erlass neuer Schutzvorschriften bedirfen in diesen
Schutzgebieten, soweit im Einzelfall nichts anderes bestimmt ist, Bohrungen, Grabungen und andere

Arbeiten, welche den Bestand oder die Beschaffenheit der Heilquelle beeinflussen kénnen, einer Ge-
nehmigung; besondere Schutzvorschriften bleiben unberiihrt.

§ 132  Einschrankung von Grundrechten

Aufgrund dieses Gesetzes kann das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des
Grundgesetzes; Artikel 8 der Verfassung des Freistaates Thiringen) eingeschrankt werden.

§ 133  Anhiéngige Verfahren

Auf die beim In-Kraft-Treten dieses Gesetzes anhangigen Verfahren finden die Bestimmungen des
Wasserhaushaltsgesetzes und dieses Gesetzes Anwendung.

§ 134 Umsetzung des Rechts der Europdischen Gemeinschaften

(1) Das fir die Wasserwirtschaft zustéandige Ministerium erlasst durch Rechtsverordnung die zur
Durchfiihrung von Richtlinien der Europaischen Gemeinschaften erforderlichen Vorschriften, um die
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Gewasser als Bestandteil des Naturhaushalts so schiitzen und bewirtschaften zu kénnen, dass sie
dem Wohl der Allgemeinheit und im Einklang mit ihm auch dem Nutzen Einzelner dienen und dass
jede vermeidbare Beeintrachtigung unterbleibt (§ 1a Abs. 1 WHG), insbesondere Uber

1. qualitative und quantitative Anforderungen an die Gewasser,

2. Anforderungen an das Einbringen und Einleiten von Stoffen in die Gewasser und in Abwas-
seranlagen,

3. den Schutz der Gewasser gegen Beeintrachtigungen durch den Umgang mit wassergefahrden-
den Stoffen,

4. die Festsetzung von Gebieten, in denen bestimmte Anforderungen, Gebote und Verbote zu be-

achten sind,

die Einhaltung der Anforderungen nach den Nummern 1 bis 4, inre Kontrolle und Uberwachung,

Messmethoden und Messverfahren,

den Austausch der Informationen und den Zugang zu ihnen, sowie die dazu erforderlichen Ver-

fahren.

Noou

(2) Das fir das 6ffentliche Gesundheitswesen zustandige Ministerium erlasst die zur Durchfiihrung der
Richtlinie 76/160/EWG des Rates vom 5. Februar 1976 Uber die Qualitat der Badegewasser (ABIl. EG
Nr. L 31/1 S. 1) erforderlichen Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften.

§ 135  AuBer-Kraft-Treten von Rechtsvorschriften

(1) Die Zweite Durchfiihrungsverordnung zum Wassergesetz vom 2. Juli 1982 (GBI. | Nr. 26 S. 485)
sowie die Anordnung Nr. Pr. 344 (ber die Wassernutzungsentgelte fir Oberflachen- und Grundwasser
vom 8. Mai 1980 (GBI. Sonderdruck Nr. 1052 S. 2) in der Fassung der Anordnung Nr. Pr. 344/1 vom
30. Mai 1983 (GBI. I Nr. 16 S. 174) treten mit Wirkung vom 1. Januar 1994 auller Kraft.

(2) Mit In-Kraft-Treten dieses Gesetzes treten aulder Kraft:

1. Die Anordnung Giber Wasserversorgungsbedingungen vom 26. Januar 1978 (GBI. | Nr. 6 S. 89) in
der Fassung der Anordnung zur Anderung der Wasserversorgungs- und Abwassereinleitungsbe-
dingungen vom 15. Januar 1979 (GBI. | Nr. 6 S. 60),

2. das Wassergesetz vom 2. Juli 1982 (GBI. | Nr. 26 S. 467) und alle aufgrund des Wassergesetzes
erlassenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften,

3. die Anordnung Uber den Einsatz und die Tatigkeit von Helfern der Wasserwirtschaft vom 25. Fe-
bruar 1981 (GBI. I Nr. 11 S. 127),

4. die Talsperren-Anordnung vom 10. Mai 1985 (GBI. | Nr. 16 S. 189),

5. die Anordnung iber Abwassereinleitungsbedingungen vom 22. Dezember 1987 (GBI. | 1988 Nr.
3 8S. 27),

6. die Anordnung Uber industrielle Absetzanlagen vom 15. Dezember 1987 (GBI. | 1988 Nr. 2 S.
16),

7. die Zustandigkeitsverordnung Wasserwirtschaft vom 28. November 1991 (GVBI. S. 622).

§ 136  In-Kraft-Treten

(Anmerkung: Das Thiringer Wassergesetz ist am 18. Mai 1994 verkiindet worden. Es trat am 19. Mai
1994 in Kraft.)



Anlage 1
(zu § 3 Nr. 1 ThurWG):

Verzeichnis der Gewdsser erster Ordnung
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Nr. Gewasser von bis
1 Apfelstadt Ablauf Talsperre Tambach-Dietharz | Miindung in Gera
2 Gera mit Wilde Gera und Pegel Gehlberg, km 16,31 Zusam- | Dreibrunnenquelle ober-
Zahme Gera menflul der Waldbache aus dem halb Papierwehr
Gabel- und Léffelbach, km 65,94
2a Gera-Flutmulde Marienthal |km 31,95 km 31,60
in der Gemarkung Molsdorf
3 Gera-Flutgraben unterhalb Tosbecken Papierwehr Einmindung in Wilde
Gera oberhalb Karlstralle
4 Gera unterhalb Einmiindung Wilde Gera | Mindung in Unstrut
5 Goltzsch Landesgrenze Sachsen-Anhalt bei | Miindung in Weil3e Elster
Einmindung Friesenbach
6 Hasel Einmindung der Lauter in Suhl Mundung in Werra
7 Helbe-Steingraben-Lache unterhalb staatliches Helbewehr Mundung in Unstrut
8 Helme StralRenbriicke Limlingerode -Stein- | Landesgrenze zu Sach-
rode Il sen-Anhalt westlich Tal-
sperre Kelbra
Landesgrenze zu Sachsen-Anhalt Mundung in Unstrut
nordlich Ménchpfiffel
9 Helmeumfluter Abzweig Helme norddstlich Kalbs- Muindung Helme westlich
rieth Kalbsrieth
10 Horsel Autobahnbriicke A4 nérdlich Leina | Mundung in Werra
10 a | Horsel-Umfluter Frottstadt km 32,75 km 32,65
11 [Im Zusammenflul® Lengwitz und Frei- | Miindung in Saale
bach
12 lim-Haderlache Abzweig Iim sudlich Wickerstedt Mindung in lIm
13 Lauter Zusammenflul® Goldene Lau- Miindung in Hasel
ter/Lange Lauter
14 Leine EinmUndung der Line Landesgrenze westlich
Kirchgandern
15 Lichte Ablauf Talsperre Leibis Miindung in Schwarza
16 Loquitz Landesgrenze zum Freistaat Bayern | Mindung in Saale
stdlich Probstzella
17 Nesse Einmindung Wilder Graben Mindung in Horsel
18 Ohra Ablauf Talsperre Ohra Miindung in Apfelstadt
19 Pleif’e Landesgrenze zum Freistaat Sach- |Landesgrenze zum Frei-
sen sudlich Ponitz staat Sachsen norddstlich
Haselbach
20 Saale einschliefllich Altarme | halbseitig rechts Landesgrenze zum | Landesgrenze zum Frei-
in den Ortslagen Kahla, Freistaat Bayern Mindung Tannen- | staat Bayern oberhalb
Orlamiinde, Weiften und bach Miindung Selbitz
Lachen in den Ortslagen
Rudolstadt, Saalfeld
Landesgrenze zum Freistaat Bayern | Landesgrenze zu Sach-
unterhalb Mindung Selbitz sen-Anhalt nérdlich GroR-
heringen
Nr. Gewasser von bis
21 Schleuse Ablauf Talsperre Schénbrunn Miindung in Werra
22 Schmalkalde ZusammenfluR Kaltes Wasser/ Mindung in Werra
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Ebersbach in Kleinschmalkalden

23 Schwarza Ablauf Talsperre Scheibe-Alsbach Miindung in Saale
24 Steinach EinmUndung Alte Mutter Landesgrenze zum Frei-
staat Bayern sudlich
Mupperg
24 a | Steinach-Altarme Verteilerbauwerk unterhalb Unterlind | Wiedereinbindung in
Steinach oberhalb Heu-
bisch
Sohlschwelle unterhalb Pegel Mup- | Wiedereinbindung in
perg Steinach unterhalb Mup-
perg
24 b | Steinachflutmulde Flutmuldenwehr Sonneberg-Ober- Miindung in Steinach
lind (einschl. Forellenbach im Be- zwischen Ober- und Un-
reich Flutmulde) terlind
25 Ulster Landesgrenze zu Hessen sudlich Landesgrenze zu Hessen
Motzlar ndrdlich Unterbreizbach
26 Unstrut einschlief3lich Al- Quelle Landesgrenze Sachsen-
tarme in den Gemarkungen Anhalt, 6stlich RoRleben
RoRleben, Bottendorf,
Schonewerda, Ritteburg,
Bretleben, Etzleben,
Scherndorf, Wenigensém-
mern, Sdmmerda, Schallen-
burg, Wundersleben, Wer-
ningshausen, Henschle-
ben,Schwerstedt, Gebesee,
Bollstedt
27 Unstrut-Flutkanal Abzweig Unstrut bei Bretleben Landesgrenze zu Sach-
sen- Anhalt sidlich RoR-
leben
28 Unstrut-Umfluter Abzweig Unstrut in Mihlhausen Muindung in Unstrut
29 Unstrut-Flutmulden Sachsenburg, Schonewerda und
Herbsleben
30 Unstrut-Lossa Abzweig Unstrut bei Griefstedt Miindung in Unstrut
31 Alte Unstrut Schleuse Thamsbriick Miindung in Unstrut
32 Waldbach Auslauf Wisentastollen Mindung in Weida
33 Weida Landesgrenze zum Freistaat Sach- | Mindung in Weil3e Elster
sen sudlich Leitlitz
34 Weilde Elster einschliellich | Landesgrenze zum Freistaat Sach- | Landesgrenze zum Frei-

Altarme in den Ortslagen
Bad Kostritz, Gera- Stu-
blach, Caaschwitz

sen bei Bahnbricke am Nelkenstein
bei Cossengriin

staat Sachsen 200 m
unterhalb Bahnbriicke

Landesgrenze zum Freistaat Sach-
sen nordlich Elsterberg

Landesgrenze zu Sach-
sen- Anhalt nérdlich Kros-
sen
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Nr. Gewadsser

von

bis

35 Werra

Quelle oberhalb Flofteich-Sophi-
enau

Landesgrenze zu Hessen
nordwestlich Vacha

Landesgrenze zu Hessen sudlich
Dankmarshausen

Landesgrenze zu Hessen
westlich Treffurt, km
10,39

halbseitig links Landesgrenze zu
Hessen westlich Treffurt, km 10,39

Landesgrenze zu Hessen,
km 10,92

halbseitig links Landesgrenze zu
Hessen stdostlich GroRburschla,
km 12,58

Landesgrenze zu Hessen,
km 13,13

Landesgrenze zu Hessen sudlich
GroRburschla, km 13,13

Landesgrenze zu Hessen
nérdlich GroRburschla,
km 14,86

halbseitig links Landesgrenze zu
Hessen nérdlich GroRRburschla, km
14,86

Landesgrenze zu Hessen
westlich Altenburschla,
km 16,61

halbseitig rechts Landesgrenze zu
Hessen sudlich Wahlhausen, km
49,78

Landesgrenze zu Hessen
nordlich Lindewerra, km
56,13

36 Werra-Flutmulde Hildburg-
hausen

Werra-Flutmulde Meiningen

SchloRpark in Hildburghausen (ein-
schliellich Wallrabser Werra im
Bereich Flutmulde)

Einmlndung in Werra
unterhalb Friederich-
Ruickert-Strale in Hild-
burghausen

Volkshausplatz in Meiningen

Einmdndung in Werra
oberhalb Eselsbrucke in
Meiningen

37 Wipper einschlielich Al-
tarme Gemarkung Kanna-
wurf und Kindelbriick

Abzweig Flutgraben in Worbis

Mundung in Unstrut

38 Zorge

Landesgrenze zu Niedersachsen
nordwestlich Ellrich

Mundung in Helme

Anlage 2(aufgehoben)




Anlage 3
(zu § 75 Abs. 1 ThurWG):
Verzeichnis der Deiche in der Unterhaltungslast des Landes
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Nr. Gewadsser von bis Lage
1 Apfelstadt Einmindung Muhlgraben In- 100 m oberhalb Steg Ingers- | links
gersleben, km 1,90 leben, km 2,88
2 Gera Mindung Unstrut Ortslage Erfurt-Kiihnhausen | rechts
Muindung Unstrut Ortslage Erfurt-Kihnhausen |links
Bahnbriicke Erfurt-Gispersle- Muhlweg Erfurt-Gispersleben | rechts
ben
Bahnbriicke Erfurt-Bischleben | Stralenbriicke Schmiede- links
stralle, Erfurt-Bischleben
Bahnbriicke Erfurt-Bischleben | Stralenbriicke "Auf der Ge- | rechts
bind", Erfurt-Bischleben
Mindung Rhodaer Bach in Molsdorfer Hang, Flur "Im rechts
Erfurt-Mobisburg Hofchen
3 Helbe-Stein- Miindung in die Unstrut, km 0,0 | 150 m oberhalb Strafl3en- rechts
graben- Lache briicke Ottenhausen, km 9,20
Miindung in die Unstrut, km 0,0 | unterhalb StralRenbriicke Ot- |links
tenhausen, km 8,60
4 Helme Mindung Unstrut Landesgrenze Sachsen-An- rechts
halt
Mundung Unstrut Landesgrenze Sachsen-An- |links
halt
Aumihle Ortslage Sundhausen rechts
Aumihle Ortslage Sundhausen links
5 Horsel 150 m unterhalb SchloRbriicke | 140 m oberhalb Stralen- links
in Stedtfeld briicke Ortsumgehung
Stedtfeld - ostlich
400 m oberhalb Straenbriicke | Fultgangerbriicke Ortsaus- links
Ortsumgehung Stedtfeld - 6st- | gang Eisenach
lich
FulRgangerbriicke Ortsausgang | Einmindung Mihlgraben in links
Eisenach Richtung Stedtfeld Eisenach
255 m unterhalb SchloRbriicke | Pumpstation WV in Stedtfeld |rechts
in Stedtfeld FuRgangerbriicke | (Oberlandstrale) Briicke
Ortsausgang Eisenach Rich- Kasseler StralRe in Eisenach
tung Stedtfeld
Briicke Karolinenstrafe in Ei- 250 m unterhalb Bricke Ka- |rechts
senach rolinenstral3e in Eisenach
Gelandeanschlul 660 m unter- | 195 m oberhalb Stral3en- rechts
halb Stral’enbriicke in Kalber- | briicke in Kalberfeld mit An-
feld schlul® an Bahndamm Strecke
Erfurt-Eisenach
Gelandeanschlul® 615 m unter- | 370 m oberhalb Stral3en- links
halb Straf’enbriicke in Kalber- | briicke in Kalberfeld mit Ge-
feld l&ndeanschlul® Kirchstieg
Horsel-Umfluter Frottstadt, km | Stralenbriicke Frottstadt, links
32,63 FluB-km 32,16
6 [Im slidliche Ortslage Stadtilm Wehr Domal Stadtilm rechts
7 Leine Ortseingang Arenshausen Landesgrenze rechts
Ortseingang Arenshausen Landesgrenze links
Wiesenmihle Ortseingang Arenshausen rechts
Nr. Gewadsser von bis Lage
8 PleilRe Mindung Meerchen Bahnbriicke in G6Rnitz rechts
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9 Saale 0,6 km oberhalb Saalebriicke in | Saalebriicke in Rothenstein rechts
Rothenstein-Oelknitz
Bahndurchlaf} Loschtalgraben | 0,4 km unterhalb Bahndurch- |links
in Rothenstein laf
Ruckstaudeich in Jena 1,1 km | 0,4 km unterhalb Bahndurch- | links
unterhalb der GrieRbricke lafy
10 Schleuse StralRenbriicke Rappelsdorf Einmiindung Muhlgraben in links
die Schleuse in Rappelsdorf
11 Steinach Briicke unterhalb Unterlind GelandeanschluR® rechts
(unterhalb Verteilerbauwerk)
Flutmuldenwehr Sonneberg- Schwimmbad Sonneberg- rechts
Oberlind Oberlind
Gefeller Stralle in Sonneberg- | an die Steinach unterhalb rechts
Oberlind Sonneberg-Oberlind
Gefeller Strale in Sonneberg- | an die Steinach oberhalb Un- |links
Oberlind terlind
1. Absturz oberhalb der Rott- 2. Absturz oberhalb der Rott- | links
maer Stral3e in Sonneberg- maer Stral3e in Sonneberg-
Oberlind Oberlind
12 Ulster 100 m unterhalb StraRenbriicke | 1,1 km unterhalb Stral3en- rechts
in Buttlar bricke Buttlar
200 m unterhalb Straenbriicke | Einmiindung Taft in Ulster links
in Buttlar
Einmiindung Mosa in Ulster in | StraRenbriicke Rasa links
Pferdsdorf
13 Unstrut Landesgrenze Sachsen-Anhalt | noérdlich Ortslage Leubingen |rechts
Landesgrenze Sachsen-Anhalt | nérdlich Ortslage Riethgen links
Einmindung Helbe noérdlich Ortslage Leubingen | links
Ortslage Leubingen Einmindung Prose bei links
Straufurt
Ortslage Leubingen 0,54 km oberhalb Auslauf- rechts
bauwerk Sémmerda
nordwestlich Ortslage Schal- B 4 Briicke Ortslage Strau®- |rechts
lenburg furt
westlich Ortslage Henschleben | Ortslage Herbsleben links
Einmindung Gera Ortslage Herbsleben rechts
stdostlich Ortslage Merxleben | Ortslage Bollstedt links
stidéstlich Ortslage Merxleben | Ortslage Bollstedt rechts
14 Unstrut- Flut- Landesgrenze Sachsen-Anhalt | Einlaufbauwerk Bretleben links
kanal Landesgrenze Sachsen-Anhalt | Einlaufbauwerk Bretleben rechts
15 Unstrut-Lossa | nérdlich Ortslage Biichel Ortslage Griefstedt links
westlich Ortslage Blichel Ortslage Griefstedt rechts
16 Weida Einmindung in WeilRe Elster 0,4 km oberhalb Einmundung |links
17 Weile Elster Ortsverbindungsstralie StralRenbriicke Silbitz rechts
Tauchlitz-Silbitz
Ortslage Caaschwitz Bahndamm Bad Kdstritz links
Mindung des Muhlgrabens Wehr Bad Kostritz links
Ortsanbindung Pohlitz Bahnbriicke Gera rechts
B 7 Brlicke Bad Kostritz Siedlung Kupferhammer links
Wehr Gera-Zwotzen unterhalb Straflenbriicke rechts
Gera- Zwotzen
Bahnbriicke Gera-Zwdtzen Salzstralle Gera-Zwotzen rechts
Eichwald StralRenbriicke Meilitz links
StralRenbriicke Gera-Lieb- StralRenbriicke Meilitz rechts

schwitz
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Nr. Gewadsser von bis Lage
17 Weile Elster 0,4 km unterhalb Einmundung | Einmindung Weida links
Weida
Ende Ortslage Wiinschendorf | Wehr Wiinschendorf rechts
0,2 km unterhalb Freiheits- Freiheitsbriicke Greiz links
bricke Greiz
0,2 km unterhalb Freiheits- Freiheitsbriicke Greiz rechts
bricke Greiz
0,3 km unterhalb Einmindung | Einmiindung Géltzsch rechts
Goltzsch
Steilhang zur Eichleite Liebigbriicke Greiz-Ddlau links
StralBenbriicke B 92 in Greiz- | Liebigbriicke Greiz-Délau rechts
Rothental
18 Werra Briicke Ortslage Wartha Gelandeanschlul® Stralle rechts
Wartha-Herleshausen
Schafwerra in Breitungen Anschluf® an das Gelande links
ehem. Heizkraftwerk (unter-
halb Sportplatz) in Breitungen
Gelandeanschlul oberhalb Siel | 22 m unterhalb Siel Méarze- rechts
Mérzewiese in Breitungen wiese in Breitungen
130 m unterhalb Siel Méarze- 115 m oberhalb StralRen- rechts
wiese in Breitungen bricke Frauenbreitungen
StralRenbriicke Frauenbreitun- | Ehemalige Rohrbriicke ober- | rechts
gen halb Abwurfbauwerk in Brei-
tungen
Landsberger StraRe in Meinin- | Eselsbriicke in Meiningen links
gen
280 m unterhalb Eselsbriicke in | Gelandeanschluf® im Bereich |links
Meiningen Fischteiche
Vfl Sportplatz in Meiningen zur Werra rechts
120 m oberhalb Eselsbricke in | Einmindung Helba in die rechts
Meiningen Werra
Hochwasserschutz in Belrieth | Gelandeanschlul® unterhalb rechts
Belrieth (Bahnkorper)
Einmiindung Hofteichwasser in | Einlauf Durchla® Hofteich- rechts
die Werra in Belrieth wasser in Belrieth
StralRenbriicke lltenbergstralle | Gelandeanschlul® B 89 in rechts
in Themar Themar
100 m unterhalb Finkemuhle in | FuBgangerbriicke 250 m links
Helburg oberhalb Coburger Stral3e in
Hildburghausen
19 Wipper Miindung in Unstrut, km 0,0 Stralkenbriicke B 85 Kindel- links
brick, km 7,18
Miindung in Unstrut, km 0,0 StralRenbriicke B 85 Kindel- rechts
brick, km 7,18
Briicke Drei Linden Sonder- Wehr Kali AG Sondershausen | links
shausen
Briicke Drei Linden Sonder- Wehr Kali AG Sondershausen | rechts
shausen
Wehr Kali AG Sollstedt Briicke Ortsausgang Wiilfin- |links
gerode
Wehr Kali AG Sollstedt Briicke Ortsausgang Wiilfin- | rechts
gerode
Ortsausgang W llfingerode auslaufender Anschlu3deich | rechts
20 Zorge Mindung in Helme Ortslage Windehausen links
Mindung in Helme Ortslage Windehausen rechts




	Erster Teil
	Allgemeine Bestimmungen
	Erster Abschnitt
	Gemeinsame Bestimmungen für alle Gewässer
	§ 1Gewässer
	§ 2Begriffsbestimmungen für oberirdische Gewäss�
	§ 3Gewässereinteilung
	§ 4Eigentum am Gewässerbett
	§ 5Uferlinie
	§ 6Eigentumsgrenzen
	§ 7Verlandung
	§ 8Überflutung
	§ 9Uferabriss
	§ 10Bildung eines neuen Gewässerbettes
	§ 11Entschädigung, Wiederherstellung
	§ 12Verlassenes Gewässerbett, Inseln
	§ 13Kreis- und Gemeindegrenzen
	§ 14Duldungspflicht des Eigentümers
	§ 15Benutzungen
	§ 16Benutzungsbedingungen und Auflagen
	§ 17Erlaubnis
	§ 18Voraussetzungen für bestimmte Erlaubnisse
	§ 19Erlaubnisfreiheit
	§ 20Gehobene Erlaubnis
	§ 21Bewilligung
	§ 22Einwendungen im Bewilligungsverfahren
	§ 23Zusammentreffen mehrerer Erlaubnis- oder Bew�
	§ 24Ausgleich von Rechten und Befugnissen
	§ 25Anpassungsmaßnahmen
	§ 26Verzicht
	§ 27Vorkehrungen bei Erlöschen einer Erlaubnis, 
	§ 28Wasserschutzgebiete
	§ 29Wasservorbehaltsgebiete
	§ 30Vorbeugender Gewässerschutz
	Zweiter Abschnitt
	Entgelt für Wasserentnahmen
	§ 31\(aufgehoben\)
	§ 32\(aufgehoben\)
	§ 33\(aufgehoben\)
	§ 34\(aufgehoben\)
	§ 35\(aufgehoben\)
	§ 36\(aufgehoben\)

	Zweiter Teil
	Besondere Bestimmungen
	Erster Abschnitt
	Besondere Bestimmungen für oberirdische Gewässer
	§ 37Gemeingebrauch
	§ 38Eigentümergebrauch
	§ 39Benutzung zu Zwecken der Fischerei
	§ 40Schiff- und Floßfahrt
	§ 41\(aufgehoben\)
	Zweiter Abschnitt
	Stauanlagen
	§ 42Talsperren, Rückhalte- und Speicherbecken
	§ 43\(aufgehoben\)
	§ 44\(aufgehoben\)
	§ 45\(aufgehoben\)
	§ 46Außerbetriebsetzen von Stauanlagen
	§ 47Unbefugtes Aufstauen und Ablassen
	Dritter Abschnitt
	Besondere Bestimmungen für das Grundwasser
	§ 48Bewirtschaftung des Grundwassers
	§ 49Erweiterung und Beschränkung der erlaubnisfr
	§ 50Erdaufschlüsse
	Vierter Abschnitt
	Heilquellen
	§ 51Staatlich anerkannte Heilquellen
	§ 52Heilquellenschutzgebiete
	§ 53Besondere Pflichten

	Dritter Teil
	Anlagen
	§ 54Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden St
	§ 55Anpassung an die Regeln der Technik
	§ 56Abwasserbehandlungsanlagen

	Vierter Teil
	Abwasserbeseitigung und Wasserversorgung
	Erster Abschnitt
	Abwasserbeseitigung
	§ 57Abwasser
	§ 58Abwasserbeseitigungspflicht
	§ 59Genehmigungspflicht für das Einleiten in Abw
	§ 60Betrieb, Eigenkontrolle und Überwachung der 
	Zweiter Abschnitt
	Wasserversorgung
	§ 61Aufgaben der öffentlichen Wasserversorgung
	§ 62Sparsamer Umgang mit Wasser
	§ 63Fernwasserversorgung
	§ 64Rohwasserbereitstellung
	§ 65Schutz der Wasservorkommen, Eigenkontrolle
	§ 66Unterrichtung

	Fünfter Teil
	Unterhaltung und Ausbau oberirdischer Gewässer, �
	Erster Abschnitt
	Unterhaltung und Ausbau oberirdischer Gewässer
	§ 67Herstellung und Erhaltung eines naturnahen G�
	§ 68Unterhaltungspflichtige
	§ 69Beseitigungspflicht des Verantwortlichen
	§ 70Ausbaupflicht
	§ 71Kostenbeteiligung zugunsten der Unterhaltung�
	§ 72Schutzmaßnahmen bei Ausbau und Unterhaltung
	§ 73Planfeststellung, Plangenehmigung
	Zweiter Abschnitt
	Verpflichtung und Umfang der Unterhaltung von Deichen
	§ 74Unterhaltung der Deiche
	§ 75Unterhaltungslast für Deiche
	§ 76Entscheidung in Streitfällen
	§ 77Besondere Pflichten zum Schutze und zur Unte�

	Sechster Teil
	Sicherung des Wasserabflusses und Gewässerschutz
	§ 78Schutz der oberirdischen Gewässer, der Ufer 
	§ 79Genehmigung für bauliche Anlagen und Gebäud�
	§ 80Feststellung der Überschwemmungsgebiete
	§ 81Genehmigung in Überschwemmungsgebieten
	§ 82Zusätzliche Maßnahmen in Überschwemmungsge�
	§ 83Maßnahmen bei wild abfließendem Wasser

	Siebenter Teil
	Gewässeraufsicht, Gefahrenabwehr
	§ 84Gewässeraufsicht
	§ 85Besondere Pflichten im Interesse der Gewässe
	§ 86Kosten der Gewässeraufsicht
	§ 87Sanierung von Gewässer- und Bodenverunreinig
	§ 88Gewässerschau, Schaukommission
	§ 89Wassergefahr
	§ 90Wasserwehr
	§ 91Warn- und Alarmdienst

	Achter Teil
	Zwangsrechte, Entschädigung, Ausgleich
	Erster Abschnitt
	Zwangsrechte
	§ 92Gewässerkundliche Maßnahmen
	§ 93Verändern oberirdischer Gewässer
	§ 94Anschluss von Stauanlagen an fremde Grundstü
	§ 95Durchleiten von Wasser und Abwasser
	§ 96Mitbenutzung von Anlagen
	§ 97Enteignungsrecht
	§ 98Einschränkende Bestimmungen
	§ 99Vorbereitung und Durchführung des Vorhabens
	§ 100Entschädigungspflicht
	Zweiter Abschnitt
	Entschädigung, Ausgleich
	§ 101Entschädigung
	§ 102Ausgleichspflicht für erhöhte Anforderunge�

	Neunter Teil
	Zuständigkeits- und Verfahrensbestimmungen
	Erster Abschnitt
	Zuständigkeit
	§ 103Wasserbehörden
	§ 104Technische Fachbehörden
	§ 105Zuständige Wasserbehörde
	§ 106\(aufgehoben\)
	§ 107Sachverständige
	Zweiter Abschnitt
	Allgemeine Verfahrensbestimmungen
	§ 108Verwaltungsverfahren
	§ 109Einwendungen privatrechtlicher Natur
	§ 110Verfahren bei wasserrechtlichen Entscheidun�
	§ 111Sicherheitsleistung
	§ 112Vorläufige Anordnungen, Beweissicherung
	§ 113Datenverarbeitung
	§ 114Verfahrenskosten
	Dritter Abschnitt
	Verfahren für die Planfeststellung, Bewilligung �
	§ 115Verfahrensvorschriften
	Vierter Abschnitt
	Andere Verfahren
	§ 116Ausgleichsverfahren
	§ 117Wasser- und Heilquellenschutzgebiete, Übers
	§ 118\(aufgehoben\)
	Fünfter Abschnitt
	Entschädigung und Ausgleich
	§ 119Einigung, Festsetzungsbescheid
	§ 120Vollstreckung
	§ 121Rechtsweg
	§ 122Ausgleich
	Sechster Abschnitt
	Wasserbuch
	§ 123Eintragung in das Wasserbuch
	§ 124Einsicht
	Siebenter Abschnitt
	Wasserwirtschaftliche Planungen
	§ 125\(aufgehoben\)
	§ 126Sonstige wasserwirtschaftliche Planungen

	Zehnter Teil
	Straf-, Bußgeld- und Schlussbestimmungen
	Erster Abschnitt
	Straf- und Bußgeldbestimmungen
	§ 127\(aufgehoben\)
	§ 128Ordnungswidrigkeiten
	Zweiter Abschnitt
	Übergangs- und Schlussbestimmungen
	§ 129Alte Rechte und alte Befugnisse
	§ 130Trinkwasservorbehalts-, Trinkwasserschutz- �
	§ 131Heilquellenschutz
	§ 132Einschränkung von Grundrechten
	§ 133Anhängige Verfahren
	§ 134Umsetzung des Rechts der Europäischen Gemei
	§ 135Außer-Kraft-Treten von Rechtsvorschriften
	§ 136In-Kraft-Treten
	\(zu § 3 Nr. 1 ThürWG\):
	Verzeichnis der Gewässer erster Ordnung
	Anlage 2(aufgehoben)
	Anlage 3
	\(zu § 75 Abs. 1 ThürWG\):
	Verzeichnis der Deiche in der Unterhaltungslast des Landes


